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Arbeitskamp f in der Druckindustrie 

Eine deutlithe Antwort au die Provokation 
d e r  Unternehmer 

Nahezu unaufhaltsam schien der Zug, die Beschäftigten 
flexibel an die Produktion anzupassen und die Produktion in 
das Wochenende hinein auszudehnen. Als Oskar Lafontaine 
schließlich auf den fahrenden Zug aufsprang und die Auswei- 
tung der Wochenendproduktion zum Credo moderner 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik machen wollte, 
wurde die Stimmung bei den Unternehmern überschweng- 
lich. Alle Medien griffen diesen Vorschlag sofort positiv auf. 
In der Fernsehdiskussion mit Lafontaine schien durch Detlev 
Hensche, zweiter Vorsitzender der IG-Druck, der Wider- 
spruch und die Ablehnung der Wochenendarbeit geradezu 
antiquiert. Einzig aus Gründen der Höflichkeit schien diese 
Gegenstimme eingeladen zu sein. Zustimmende Äußerun- 
gen aus dem Unternehmer-, Regierungs-, selbst aus dem 
SPD-Oppositions- und Gewerkschaftslager schwollen zu 
einem breiten Meinungsstrom an. 

Nur dadurch, daß die kapitalintensive Maschinerie auch 
am Wochenende laufe, könne der Sozial- und Lebensstan- 
dard der Beschäftigten gegenüber der scharfen Konkurrenz 
des Weltmarktes, des entstehenden europäischen Binnen- 
marktes erhalten bleiben. Ja noch mehr. Allein unter diesen 
Umständen sei eine weitere individuelle Verkürzung der 
Arbeitszeit und eine Reduzierung der Arbeitslosigkeit durch 

Neueinstellungen möglich. Dies der gemeinsame Nenner 
aller Äußerungen. Dann wurden noch eigene Vorstellungen 
daraufgesattelt. Selbst die Umwelt würde bei kontinuierli- 
cher Produktion mehr geschont und der Bundesarbeitsmini- 
ster schlug die Verlängerung der Arbeitszeit auf täglich 9 
Stunden vor. Diejenigen Gewerkschaftsvorstände, die eine 
Ausweitung der Wochenendarbeit ablehnten, fanden allen- 
falls noch Unterstützung bei den Kirchen. Sie fordern, daß 
zumindest die Sonntagsarbeit nicht- ausgeweitet werden 
dürfe. Bundeskanzler Kohl hatte ein christliches Einsehen 
und erklärte schlicht, der Sonntag bleibe heilig. Unterdessen 
mehren sich die Beispiele, in denen die Unternehmen sich 
gegenüber den Belegschaften mit der Einführung von 
Wochenendarbeit als Normalarbeitszeit nur samstags oder 
für beide Tage schon durchgesetzt haben oder gerade durch- 
setzen wollen. Bekannte Beispiele aus der Druckindustrie 
sind Gruner + Jahr in Itzehoe, Burda in Offenburg und Darm- 
stadt und Mohndruck in Gütersloh; im Metallbereich sind es 
die Firmen BMW in Regensburg und der Chip-Produktions- 
betrieb von IBM und die Glasfaserherstellung bei SEL, und im 
Chemiebereich die Uniroyal-Reifenproduktion in Aachen 
(Liste unvollständig). 

In diese Zeit der öffentlichen Kampagne fielen die Vorbe- 
reitungen der Arbeitgeber der Druckindustrie (Bundesver- 



band Druck). Für die im Dezember 1988 anstehenden Man- 
teltarifverhandlungen wurde - soweit erkennbar - fol- 
gende Marschrichtung festgezurrt: 

1. Die Maschinenbesetzungsregelungen - eine Spezialität 
der Druckindustrie - wurden ersatzlos aufgekündigt. Die 
quantitativen Regelungen, die beispielsweise festlegen, wie- 
viel Fach- und Hilfskräfte eine bestimmte Rotationsma- 
schine bedienen dürfen, seien nicht mehr zeitgemäß und die 
qualitativen Regelungen, die bestimmte Arbeitsplätze 
Druckfacharbeitern zuschreiben, gar verfassungswidrig. 
(Artikel 12 GG: Berufsfreiheit). Dr. Mehnert vom Druckver- 
band Nord argumentierte »Facharbeiterzwang bedeutet ein 
Berufsverbot für (arbeitslose) Elektriker, Metallarbeiter, Elek- 
troniker.<< (Zeit v. 27. 1. 89) Der versteckte Hinweis auf den 
verlorenen Kampf der englischen Druckergewerkschaft in 
Wapping/London sollte Wirkung zeigen. Gleichzeitig deu- 
tete der Unternehmerverband aber an, man könne auf dieses 
erhebliche Rationalisierungspotential verzichten, wenn die 
Gewerkschaft andere Punkte vom Tisch bringe. Die Kündi- 
gung war mithin Faustpfand gegen die ~ o r d e r u n ~  der Ein- 
schränkung von Wochenendarbeit und Uberstunden. 

2. Das Maschinennutzungsverbot für die kapitalintensiven 
Anlagen der Akzidenz- und Zeitschriftenbetriebe am Sams- 
tag mußte verhindert werden. Aber auch im Interesse der 
kleinen und mittleren Betriebe mußte der Samstag als norma- 
ler Arbeitstag zur Verfügung stehen, denn nur so könnten sie 
auf den Markt und die Wünsche ihrer Kunden reagieren. Die 
Ausnahme der Samstags- und Sonntagsarbeit in Zeitungsbe- 
trieben ist zwischen den Tarifparteien nicht umstritten. 

3. Die Forderung der Gewerkschaft auf Begrenzung der 
Überstunden (25 pro Vierteljahr pro Beschäftigter) mußte 
zurückgewiesen werden. Sie gefährdet die Flexibilität aller 
Unternehmen. 

4. Zu Zugeständnissen bereit schienen die Druckunter- 
nehmer bei der Erhöhung der Nacht-, Sonn- und Feiertagszu- 
schläge. Die Besteuerung dieser Zuschläge im Zuge der Steu- 
erreform bringt schmerzliche Einbußen wesentlich für die 
Beschäftigten der Zeitungsbetriebe. Während der parlamen- 
tarischenBeratungen zur Steuerreform hatten viele Beleg- 
schaften sich mit Arbeitskampfmaßnahmen, selbst verfaßten 
Anzeigen oder Textbeiträgen in ihren Zeitungen gegen diese 
Besteuerung gewehrt. Zum Teil wurden die Aktionen von 
den Verlegern stillschweigend geduldet. 

Bei der Festlegung ihrer Marschrichtung gingen die Unter- 
nehmer der Druckindustrie davon aus, daß die Belegschaften 
der Zeitungsbetriebe, die jetzt schon am Wochenende arbei- 
ten, sich besonders für die Erhöhung der Zuschläge und die 
Wiederinkraftsetzung der Besetzungsregelungen interessie- 
ren und sich so trefflich gegen die Forderung nach Einschrän- 
kung der Samstagsarbeit in den Akzidenz- und Zeitschrif- 
tenbetrieben benutzen lassen. Die Verhandlungsführer der 
IG Druck wußten anfangs auch nicht, welche ihrer Forderun- 
gen sie besonders zu betonen und durchzusetzen hatten. 
Hinzu kam, daß das Vorgehen, die Gewerkschaft mit der 
Kündigung der Besetzungsregelungen zu schrecken und den 
~Grundkonsens der Branche* aufzugeben, wie es der Vorsit- 
zende Ferlemann formulierte, schon geprobt worden war. 
1985 konnte Gruner + Jahr in Itzehoe auch deshalb die 
Samstagsarbeit in einer Betriebsvereinbarung durchsetzen, 
weil als Vorsitzender der Einigungsstelle schon ein Arbeits- 
richter durchgekommeri war, der die Besetzungsregelungen 
als verfassungswidrig ansah und deshalb unter gar keinen 

IJmständen zum Zuge kommen durfte. Das Mitglied von 
Gruner + Jahr in der Verhandlungskommission wollte diesen 
Geniestreich hier offensichtlich wiederholen. 

Und schließlich glaubten die Unternehmer in der Bundes- 
republik ganz allgemein, daß die Druckindustrie ohnehin 
schon mit verbreiteter Wochenendarbeit, dazu eine geringe 
Durchsetzungskraft der IG Druck, ein günstiges Testgelände 
für die Einführung verlängerter Maschinenlaufzeiten böten. 
Einmal konnten sie auch auf die von der Gewerkschaft aner- 
kannte mgrundgesetzlich geschützte Pressefreiheit* venvei- 
Sen, was bedeutet, daß die Entscheidung über Produktion 
und Erscheinung von Presseerzeugnissen allein dem Unter- 
nehmer obliegt. Zum anderen hatte sich die IG Druck und 
Papier im Arbeitskampf 1984 eingestehen müssen, daß sie 
die Produktionsbetriebe mit Streiks nicht wie früher behin- 
dern konnte. 

Auch in puncto Verhandlungsführung waren die Druckun- 
ternehmer vorbereitet. Noch vor Ablauf der Friedenspflicht 
sollten freie Verhandlungen und erzwungene Schlichtung 
abgeschlossen sein. Bevor die Gewerkschaft dann zum Streik 
rufen könnte, wollten die Unternehmer mit ihrem lukrativen 
Angebot hervortreten - Geld spielt in der momentanen 
Konjunktur eine geringe Rolle -, um die Reihen der Strei. 
kenden zu spalten. So wendeten die Unternehmer nur zwem 
Treffen auf, um zuerst die Frage der Besetzungsregelungen 
und dann die Forderung nach Einschränkung der Wochen- 
endarbeit abzuklopfen. Schon zu Beginn des dritten Treffens 
erklärten sie die Verhandlungen für gescheitert und riefen 
den Schlichter an. Im Gegenzug versuchten die Verhand- 
lungsführer der Gewerkschaft die Schlichtung hinauszuzö- 
gern, um zumindest werhandlungsbegleitenden Druck* 
erzeugen zu können. Denn ausnahmsweise hatten die Tarif- 
parteien für dieses Mal einen festen Termin, nämlich den 28. 
2. 1989, vereinbart, an dem die Friedenspflicht enden sollte. 

Noch vor diesem Treffen höhnte der Bundesverband 
Druck, für den Fall eines Arbeitskampfes in der Druckindu- 
strie fühlten sich die Unternehmer »sehr, sehr stark und 
locker.# Der Sprecher des Bundesverbandes: <<Die Frage ist, 
ob auch die Mitarbeiter den Streik wollen. Ich kann mir das 
nicht vorstellen. Sie wissen doch genau, was das Angebot des 
Bundesverbandes Druck zu bedeuten hat. Und ich erinnere 
an  die Gewerkschaft selbst, die immer wieder die Anhänge 
und den Steuerausgleich der Zuschläge als Kernpunkte ihrer 
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Forderungen genannt hat. Dem haben wir voll Rechnung 
getragen, die Kernpunkte voll erfüllt.. (Welt 24.2.1989) 

Zehn Tage dauerte der Arbeitskampf in der Druckindu- 
strie, ohne daß eine Seite das Scheitern der Schlichtung 
erklärte. Nach der Einigung am 10.3. hagelte es Proteste aus 
dem Unternehmerlager. Zitieren wir das Handelsblatt: 

» I .  Sicherlich war es falsch, daß die Arbeitgeber in der 
eigentlichen Gesprächsrunde nicht richtig mit der IG Druck 
verhandeln wollten, sondern die Auseinandersetzung mit 
dem Tarifgegner in die Schlichtung verlagert haben. (. . .) Der 
Grundfür diese Verzögerungstaktik der Arbeitgeber ist nicht 
einsichtig. Eine Rechtfertigung für solche Finessen ist immer 
nur die Niederlage des Gegners. Davon aber kann nicht die 
Rede sein. 

2. Es war nicht richtig, daß die Arbeitgeber vor der Tarif- 
runde die Anhänge zum Manteltarifvertrag aus gutem Grund 
kündigten, um dann diese Kündigungenohneernsthafte Ver- 
handlungen und ohne Grund wieder zurückzunehmen. Zwar 
mag es geschickt sein, vor einer Runde eine Verhandlungs- 
masse aufzubauen, . . . Doch dann muß man auf dieser Posi- 
tion beharren, man darf sie nicht vorzeitig mit dem Hissen der 
weißen Fahne aufgeben. 

3.Es ist zu bezweifeln, ob der Arbeitgeberverband der 
Druckindustrie noch die »Mächtigkeitn besitzt, die eine Vor- 

aussetzung für paritätische Tarifverhandlungen ist. (. ..) Die 
Arbeitgeber hatten bei der flächendeckenden Durchführung 
dieser Streiks also das Recht zur ebenfalls flächendeckenden 
Aussperrung gehabt. Erst dann wäre der Arbeitskampf auch 
für die IG Druck existentiell geworden. Die Druck-Arbeitge- 
ber haben mit einer solchen Reaktion nicht einmal gedroht. 
Sie haben sich in die Situation des Elefanten gebracht, der 
von Hornissen verfolgt wird. (. . .) 

1. Der Grund für diese unterentwickelte Kampfstärke der 
Druck-Arbeitgeber liegt natürlich in der heterogenen 
Zusammensetzung ihres Verbandes, der nur solange solida- 
risch ist, als die Solidarität nicht gefordert wird«. (HB 10.3.89) 

Etwas Licht in die Geheimnisse dieses kurzen Arbeits- 
kampfes mit Schlichter bringt die »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung« vom 15.3.89: »Im jüngsten Tarifkonflikt vermochte 
die IG Druck und Papier ihre Mitglieder in ungewöhnlichem 
Maß zu mobilisieren. Es gelang ihr ohne eigenes Zutun, 
Sympathisanten zu gewinnen: neben anderen Gewerkschaf- 
ten auch Journalisten. Der Deutsche Journalistenverband 
(DJV), eine Standesorganisation mit dem etwas fremdwir- 
kenden Zusatz »Gewerkschaft der Journalisten« im Namen, 
rief Mitglieder in ausgewählten Verlageri zu Sympathie- 
streiks auf. Etwa einhundert Journalisten ir, Tageszeitungen 
in Mainz, Kassel, Hannover und Ulm folgten der Aufforde- 
rung für jeweils drei Stunden«. 

Ähnlich wie bei den Wahlen zum Berliner Abgeordneten- 
haus die Politiker versagten, im Wahlvolk die untergründige 
Stimmung gegen die »demokratischen« Parteien in Erfah- 
rung zu bringen, so war auch die Einsatzbereitschaft der 
Beschäftigten in der Druckindustrie weder für die Unterneh- 
mer. noch Gewerkschaftsvorstände. noch aktive Gewerk- 
schaftsmitglieder zuvor erkennbar.  e eben dem zeitlichen 
Zusammentreffen haben beide Ereignisse auch inhaltliche 
Gemeinsamkeiten. Davon später. 

Mit dem Gongschlag 0 Uhr am 1.3. 1989, dem Auslaufen 
der verabredeten Friedenspflicht, stellten einzelne Beleg- 
schaften die Maschinen ab, ohne von der Gewerkschaft geru- 
fen zu sein. So handelte etwa die Nachtschicht der »Rheini- 
schen Post«, die auf einen langen Kampf mit ihrem Unter- 
nehmer zurückblickte. Gegen die Kündigung ihres Betriebs- 
iatsvorsitzenden vor ein paar Jahren hatte sich die 
Belegschaft damals mit einem spontanen Arbeitskampf 
gewehrt. Durch alle arbeitsrechtlichen Instanzen hindurch 
siegte der Unternehmer, die Belegschaft insgesamt mußte 
ihm den Schaden ersetzen. Während hier der Grund für das 
Handeln der Belegschaft noch auf der Hand liegt, läßt es sich 

schon schwerer erklären, daß die Drucker von Gruner und 
Jahr in Itzehoe um 0 Uhr die Maschinen abstellten. 

Die meisten Streik-Aktiven berichteten, daß es diesmal 
nur wenige Streikbrecher in den Betrieben gab. Gewerk- 
schaftlich nicht Organisierte blieben der Arbeit fern und 
meldeten sich krank. Ja, auch Nichtorganisierte schlossen 
sich dem Streik an. In der Gewerkschaft diskutierte Arbeits- 
kampfregeln, die aus der schwierigen Situation von 1984 
resultierten, fanden nicht immer Anwendung. Massiv zum 
Beispiel standen die Streikenden von Springer in Ahrensburg 
vor den Toren, bildeten breite Gassen und ließen die wenigen 
Streikbrecher passieren. Andere wiederum betraten Neu- 
land, blieben im Betrieb und störten durch ihre Anwesenheit 
den Produktionsablauf. Noch schnell in die Gewerkschaft 
Eingetretene verzichteten freiwillig auf Streikunterstützung. 

Im Gegensatz zu 1984 mußten auch die Streikziele nicht 
lange erklärt werden. Keine Samstags-, keine Wochenendar- 
beit - das verstanden viele. Im Arbeitskampf selbst wurde 
ganz schnell die Verteidigung des Wochenendes zum 
beherrschenden Thema, auch für die, die gar nicht betroffen 
waren. Auf dem Höhepunkt des Streiks ergab eine von der 
Bildzeitung bei Infas in Auftrag gegebene Blitzumfrage, daß 
69% der Befragten sich gegen Samstagsarbeit aussprechen. 
(Bild 11. 3. 89) Selbst die Frauen in der Weiterverarbeitung, 
die nur an wenigen Tagen arbeiten, waren für dieses Ziel mit 
ihren Schichtführern aus dem Betrieb gegangen. »Wir sind 
fest entschlossen, die Festlegung der Arbeitswoche auf die 
Tage Montag bis Freitag zu erkämpfenn, schrieb die Beleg- 
schaft einer Hamburger Druckerei an ihre Delegierten. 
»Hände weg vom freien Samstagn telefonierten viele andere 
Belegschaften durch. In diesem Punkt sollte die Verhand- 
lungsdelegation unbedingt einen Erfolg mit nach Hause brin- 
gen. Diese Situation erklärt auch, warum die Unternehmer 
auf Maßregelungen während des Arbeitskampfes verzichte- 
ten und auch nicht mit Aussperrung drohten. Sie wollten kein 
Öl ins Feuer gießen. 

Nach Abschluß des Streiks formulierten Streikende in 
Hamburg: Die »ruhmlose« Vergangenheit von 1984 sei nun 
bewältigt worden. Jetzt sei man wie Phoenix aus der Asche 
gestiegen. Diese Organisation ist wieder wer! Immer wieder 
bedankten sich Belegschaftssprecher für die solidarische 
Haltung und Handlung der vielen Beteiligten, dafür, daß sie 
trotz verwirrender Information gestanden hätten oder der 
Nachbarbetrieb mit Streikposten ausgeholfen hätte. 

Die untergründig sich sammelnde kämpferische Stim- 
mung und Haltung der Streikenden findet erst auf den zwei- 
ten Blick eine Erklärung in der politischenGroßwetterlage. 
Mit der Festsetzung einer Quellensteuer hatte die Regie- 
rungskoalition auch ihre Getreuen im Mittelstand bis ins 
Mark verunsichert, selbst Arbeiter sind betroffen, müssen sie 
doch für ihre bescheidenen Ersparnisse eine Bescheinigung 
zur Nichtveranlagung vorlegen. Die Reform der Krankenver- 
sicherung mit ihren willkürlichen Leistungskürzungen einer- 
seits, mit den nicht einmal für Kundige zu durchschauenden 
unklaren Bestimmungen andererseits, ließ die Telefone der 
Krankenversicherungsträger nicht mehr stillstehen. Wenn 
schließlich noch beteuert wurde, daß durch gemeinsame 
Anstrengung von Regierung und Opposition die Renten bis 
weit ins nächste Jahrtausend gesichert seien, so wurde dies 
von breiten Schichten nicht mehr ernst genommen. Ange- 
sichts dieser Verunsicherungen und Halbheiten begannen 
nicht nur dieFunktionäre der Regierungsparteienamort auf- 
zugeben, sondern auch die kleinen Fürsprecher der Regie- 
rungspolitik in den Belegschaften tauchten weg. Der Kaiser 
stand plötzlich nackt. Die in die Tarifauseinandersetzung 
hineinplatzenden Berliner Wahlergebnisse gaben dieser 
Entwicklung weitere Nahrung. Selbst aus dem Regierungsla- 
ger kamen jetzt massive Schuldzuweisungen, daß die Regie- 
renden die sozialen Fragen der akuten Wohnungsnot und 
Arbeitslosigkeit vergessen hätten. 



Während Helmut Kohl zur Eröffnung der Cebit-Messe in 
Hannover nach sieben Jahren Aufschwung die glänzende 
Konjunktur beschwor, sollten die Arbeiter und Angestellten 
schmerzhafte Opfer bringen. Sie sollten mitansehen, wie 
Unternehmer und Spekulanten ihren Luxuskonsum verfei- 
nern, während sie sich in den Betrieben schikanieren lassen 
müssen. Daß sie jetzt aucn noch airf ihre Flucht aus diesem 
Alltag ins arbeitsfreie Wochenende verzichten sollten, 
empörte und verärgerte sie, machte wütend und mobilisierte. 

Im allgemeinen wurden die Ergebnisse des Arbeitskamp- 
fes von den streikenden Belegschaften zustimmend aufge- 
nommen, nur die Belegschaften der Zeitschriftenbetriebe, die 
noch nicht samstags arbeiten und nun Samstagsarbeit 
befürchten (Bauer, Maul & Belser u.a. ) verhielten sich ableh- 
nend. 

Die Ergebnisse des neues Manteltarifs im einzelnen: 

1. Samstags-, Sonntags- und Montagszeitungen dürfen 
weiterhin am Wochenende produziert werden. 

2. Die Samstagsproduktion von Kaufzeitschriften ist an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden. Besonders durch die 
Bestimmung, daß wer samstags arbeitet in der gleichen 
Woche sonntags und montags nicht arbeiten darf (versetzte 
Schichten), soll ausgeschlossen werden, daß die Produk- 
tionszeiten ausgeweitet werden. Individuell dürfen nicht 
mehr als 13 Samstage im Kalenderjahr abverlangt werden. 

3. Jegliche Akzidenzproduktion darf nur von Montag bis 
Freitag geschehen. 

4. Die Unternehmer verzichten darauf, die Besetzungsrege- 
lungen auf ihre Verfassungsmäßigkeit zu überprüfen. 

5. Obwohl die Unternehmer nach 1984 geschworen hatten, 
nie wieder eine Maßregelungsklausel zu unterschreiben, 
wurde eine entsprechende Klausel vereinbart. 

6. Die Zahl der Überstunden wird nicht eingeschränkt. Sie 
sind wie bisher möglich. 

7. Für die Herstellung des »Spiegel« wurde eine Sonderre- 
gelung vereinbart. 

Die große Bereitschaft so vieler Kollegen zum Handeln ist 
der große Erfolg dieser Tarifrunde. Das muß gemessen wer- 
den an den Voraussetzungen: Die letzten Jahre hatten die 
Belegschaften eher zurückweichen müssen, das glaubten die 
Unternehmer zu einem weiteren Angriff nutzen zu können. 
Die Antwort auf diese Provokation durch den aktiven Teil der 
Gewerkschaft war so überraschend wie kraftvoll. 

Im Windschatten der Erosion der politischen Parteien 
konnten die Streikenden der Druckindustrie zwar ihr Selbst- 
vertrauen zurückgewinnen und einzelne Positionen gegen 
die umfassende Tendenz der Ausdehnung derwochenend- 
darbeit in Besitz nehmen, vielleicht auch ein Signal für 
andere setzen, doch zurückgewiesen ist der Angriff auf das 
freie Wochenende damit auf Dauer nicht. Weil durch die 
Ausdehnung der Produktion ins Wochenende ohne zusätzli- 
che Kapitalkosten immense Profite winken, wird das bun- 
desdeutsche Kapital hier nicht lockerlassen . Und selbst die 
Verfechter der »Deregulierung« in den Reihen der Sozialde- 
mokratie und Gewerkschaften - also in den eigenen Reihen 
- haben nach diesem Streik keineswegs ihr Ziel aufgegeben. 
Während in der Druckindustrie um die Samstagsarbeit 
gerungen wurde, forderte der Tarifexperte der IG Chemie, 
Horst Mettke, im Gespräch mit dem Handelsblatt, daß die 
Ausnahmen für Sonntagsarbeit grundlegend überarbeitet 
werden müßten. u Er bezweifle, so Mettke, daß die Kriterien, 
nach denen 1895 die Ausnahmen vom Verbot der Sonntags- 
arbeit in Gewerbebetrieben erlassen worden seien, heute 
noch zugrunde gelegt werden könnten. Es gebe heute viele 
neue Industriebereiche, die damals nicht existiertenls gebe 
eine völlig andere Technologie, völlig andere Werkstoffe und 
einen völlig anderen - nämlich einen internationalen - 
Markt als damals. Daher müsse man zu einer Neubewertung 

kommen.. . (HB 20.2. '89) Und Oskar Lafontaine sprach am 6. 
3.'89 vor dem Wirtschaftsclub Rhein-Main (einem exklusi- 
ven Unternehmerkreis) davon, daß die Wirtschaft nach 
Ansicht der SPD eine »Vitalisierungskur~ mit leistungsstei- 
gernden Deregulierungen brauche. (HB) Zum Osterfest ver- 
langte auch er eine gesetzliche Neuregelung der Sonntagsar- 
beit. 

Der Tarifkampf hat ein Problem offen gelassen: der Fall 
Gruner +Jahr (siehe dazu den Bericht in diesem Heft). Buch- 
stäblich Minuten vor der Unterzeichnung des neuen Tarifver- 
trages ist der Druckereibetrieb von Gruner + Jahr aus dem 
Unternehmerverband ausgetreten. Wieweit hält aber eine 
tarifvertragliche Regelung, die der Branchenführer Gruner + 
Jahr nicht übernimmt? 

Das weiß auch der Vorsitzende der IG Druck (jetzt: IG 
Medien), Erwin Ferlemann. Derselbe Artikel im Handels- 
blatt, der den Vorsitzenden Erwin Ferlemann mit der Bemer- 
kung zitiert, »die hohe Zustimmungsquote spreche für sich 
und sorge dafür, daß die Vereinbarungen auch in den Betrie- 
ben zum Tragen kommen«, deutet schon weitere Sonderrege- 
lungen an. Ferlemann: »Ähnliche Sonderregelungen stünden 
auch für die Häuser Burda und Bauer an.n (»Handelsblatt«, 
20. 3. 89) 

Anders als nach dem Tarifkampf 1984 (der in Zusammen- 
arbeit mit dem Vorstand der IG Druck bereits die Sonderre- * 
gelung für Gruner Druck zur Folge hatte) ist dieses Problem 
heute den meisten aktiven Mitgliedern bewußt. Die Wortbei- 
träge mehrerer KollegInnen auf dem Hamburger Gewerk- 
schaftstag im April haben es deutlich gemacht: Auf der einen 
Seite sieht man, daß durch den Einsatz der Drucker und 
Setzer im Streik ein politisches Signal gegen diewochenend- 
arbeit gesetzt wurde, auf der anderen Seite bleiben die 
praktischen Probleme in der Branche bestehen. Die Redner 
des Hauptvorstandes beschränkten sich auf die Darstellung 
des politischen Erfolges. 

Nur scheinbar ist der Gewerkschaft derzeit eine Atem- 
pause gegönnt. Die Uneinigkeit der Druckunternehmer in 
dieser Tarifrunde ist der Gewerkschaft zugute gekommen, 
aber Gegenreaktionen sind abzusehen; ob dies auf Dauer 
weitere Austritte großer und kleiner Unternehmer sind - ob 
also das schon praktizierte Mittel der Tarifflucht weiter 
angewandt wird - oder ob sich das Lager der Druckunter- 
nehmer innerhalb ihrer Verbände neu gruppiert, entschei- 
dend bleibt als Konsequenz für die Aktiven: 

- Der Tarifvertrag an sich bietet, angesichts der Tarifflucht-' 
Problematik, noch keinen wirksamen Schutz. Um so dringen- 
der wird die Zusammenarbeit der KollegInnen aus mtarif- 
freien« (bzw. Haustarif-) Bereichen mit den aktiven Kräften 
des Tarifbereichs. Zurecht hat auf dem Gewerkschaftstag ein 
Kollege von Bauer Druck Köln darauf hingewiesen, daß die 
Verhandlungen über einen Haustarif bei Gruner + Jahr 
Sache aller betroffenen Betriebe sei. 

- Einen wirksamen Widerstand gegen die zu erwartenden 
Angriffe der Druckunternehmer kann es darüber hinaus nur 
dann geben, wenn man an das politische Element in diesem 
Streik anknüpft. Die vielen großen politischen Worte, die auf 
dem Gewerkschaftstag der IG Druck und IG Medien gefallen 
sind, müssen sich erst noch in der Praxis, im Wirken unter 
Arbeitern und Angestellten bewähren. In diesem Sinne soll- 
ten die aktiven KollegInnen, die sich illusionslos der zuge- 
spitzten Situation in den Betrieben stellen, den Vorstand 
beim Wort nehmen: »Wir müssen Zusammenhänge herstel- 
len, vorhandener Auflehnungsbereitschaft politische Per- 
spektive geben. Der zurückliegende Tarifkonflikt über das 
freie Wochenende war mehr als ein Streit um einige Para- 
graphen im Tarifkampf. Er war auch ein politischer Konflikt 
um die Gestaltung unseres Lebens und unserer Gesell- 
schaft.~ (Detlev Hensche in: »Kontrapunkt«, Mitgliederzeit- 
schrift der IG Medien, April 1989) 13. 4. 89 . 



. . . und wieder eine Ausnahmeregelung 

Gruner.. . und kein Ende! 
Anfang der 80er Jahre zerbrach die bis dahin relativ feste 

Aufteilung der Marktbereiche unter den ~GroßenVieru, den 
Verlagen Springer, Grunerf Jahr, Bauer und Burda. In dem 
folgenden scharfen Konkurrenzkampf sicherte sich Gruner + 
Jahr unter anderem damit eine gute Ausgangsgrundlage, 
indem er 1985 für einige Abteilungen der Druckerei in Itze- 
hoe (etwa 2000 Beschäftigte) per Betriebsvereinbarung 
regelmäßige Samstagsarbeit vereinbarte. Die betroffenen 
Kollegen arbeiten im Vier-Schicht-Rhythmus, samstags wird 
bis 24 Uhr produziert. Nach drei Wochen überlanger 
Wochenarbeitszeit ist die vierte Woche frei, das ergibt einen 
rechnerischen Durchschnitt von knapp unter 33 Stunden pro 
Woche. Diese Regelung gilt vor allem für die Rotation als 
Herzstück der Druckerei. 

Die Geschäftsleitung hatte das mit der Drohung von Ent- 
lassungen abgepreßt. Damals wurden neue Druckmaschinen 
eingeführt, die mehr und schneller produzierten und war- - tungsfreier liefen. Die Geschäftsleitung sprach von überflüs- 
sigen Arbeitskräften, die nur gehalten werden könnten durch 
Ausweitung der Produktion auf den ganzen Samstag. Den 
Kollegen, die nun samstags arbeiten, wurde zugesagt, daß es 
in ihren Abteilungen keine Entlassungen infolge Rationali- 
sierung geben werde (allerdings gilt diese Zusage nur, 
solange die Umsatzrendite über 5 Prozent liegt). Diese 
~Rationalisierungsschutzvereinbarung« über Samstags- 
Arbeit hieß fortan das ,Paket«. (Wir berichteten darüber 
ausführlich in der Tiefdruck-Beilage zur Arbeiterpolitik 
3/1985.) 

Dieses *Paket« traf auf heftige Kritik in der IG Druck und 
Papier. Beschäftigte anderer Betriebe befürchteten eine 
zunehmende Bedrohung der eigenen Arbeitsplätze und eine 
Signalwirkung für andere Unternehmer. Die Ausdehnung der 
Arbeitszeit bei GrunerSJahr und gleichzeitig der Einsatz 
neuester Riesen-Druckmaschinen hieß Ausweitung der 
Kapazität, auch wenn Gruner+Jahr - zur Beruhigung der 
Kritiker - dem Betriebsrat und damit der Gewerkschaft 
schriftlich bestätigte, dem sei nicht so 

Die Haltung der Kollegen in Itzehoe war unterschiedlich. 

1 
Einige sahen dies Hauptproblem, sahen die außerordentliche 
Belastung durch drei arbeitsintensive Schichtwochen und 
lehnten die Regelung ab. Andere erhofften sich Vorteile von 
der kürzeren Durchschnittsarbeitszeit und der Freiwoche. 
Am meisten aber drückte die Furcht vor deii Folgen einer 
Ablehnung. 

Diese unterschiedlichen Reaktionen, die Unsicherheit, ob 
man sich richtig entschieden hatte, obendrein die Festlegung 
durch die Laufzeit bis 1992 - dies alles schien gewerkschaft- 
licher Aktivität bei künftigen Tarifverhandlungen allen 
Boden entzogen zu haben. 

Umso überraschender für alle legte die Nachtschicht am 
1. März, Punkt Null Uhr, mit Ablauf der Friedenspfi icht, die 
Rotation still. Es zeigte sich auch in den folgenden Tagen, daß 
eine Reihe Kollegen in der Rotation streikbereit war. 

Die Tarifrunde wurde - wie anderswo auch - als Angriff 
empfunden. Die Gewerkschaft forderte kaum mehr, sie ver- 
teidigte. Für die Drucker spielte die Frage der Maschinenbe- 
setzung eine besondere Rolle: sollen künftig auch andere als 
Druckfacharbeiter die Maschinen bedienen, etwa Elektriker, 
wie in England vorgeführt, oder Angelernte? Und wie viele? 
Dazu kamen die Lohnverluste durch die Steuerreform und 
die Gefahr, daß die Unternehmer die Arbeitszeit gar in den 
Sonntag hinein ausdehnen würden. 

Außerdem war seit Abschluß der Betriebsvereinbarung 
vor vier Jahren nicht etwa Frieden eingekehrt. Die Leitung 

hatte seither den Ton verschärft, sich in manchen Alltagsfra- 
gen hart gezeigt, insgesamt hatte sich das Betriebsklima ver- 
schlechtert. Es gab neue Gewerkschaftseintritte. 

Überraschender noch war, daß der betriebliche Konflikt 
zum erstenmal sichtbar die Werksgrenze überschritt. Eine 
Frauengruppe hatte sich zusammengetan, Ehefrauen von 
Gruner-Arbeitern. Sie begann aufzutreten, sich einzumi- 
schen. 

Fünf Tage nach Ende der Friedenspflicht, am Montag, dem 
6. März, fand im Rahmen eines 24stündigen Warnstreiks die 
Urabstimmung statt. Das Ergebnis war desillusionierend: 
47 Prozent Beteiligung, davon 73 Prozent für Streik, das waren 
328 Kollegen. Es zeigte sich, daß die Streikbereitschaft einer 
Reihe von Druckern nicht zu verallgemeinern war. Andere 
Abteilungen waren zurückhaltender, sie waren von den die 
Drucker bewegenden Inhalten der Tarifrunde weniger betrof- 
fen. Die Gewerkschafter im Betrieb lehnten weitere Aktionen 
der Drucker allein ab, um die Spaltung nicht zu vertiefen. 

Wichtiger Grund für das Abstimmungsergebnis war die 
erneute Drohung der Betriebsleitung mit der Vernichtung 
von Arbeitsplätzen für den Fall eines gewerkschaftlichen 
Erfolgs in der Begrenzung der Samstagsarbeit. Ein Informa- 
tionsblatt der Leitung formulierte dies so: ,Wenn sich die IG 
Druck + Papier mit ihren Forderungen durchsetzt, wäre der 
Gruner+Jahr-Betriebsvereinbarung der Boden entrissen. 
Das Verbot der Samstagsarbeit hieße: Rückkehr zur länge- 
ren, tariflichen Arbeitszeit und Vernichtung von Arbeitsplät- 
zen. Die Mitarbeiter wären also schlechter gestellt als vor- 
h e r . ~  Im selben Maß, wie der starke Druck aus den Betrieben 
die Samstagsitrbeit in der Tarifrunde zu begrenzen verhalf, 
bröckelte die Streikwilligkeit in Itzehoe ab. Was würde pas- 
sieren, wenn eine enge tarifliche Begrenzung von Samstags- 
arbeit die Itzehoer Regelung, und damit eben auch die 
~Rationalisierungsschutzvereinbarung« aufhöbe? 

Das Problem stellte sich umgekehrt auch der Geschäftslei- 
tung. Wie konnte sie den Konkurrenzvorsprung der zeitlich 
wie produktmäßig uneingeschränkten Samstagsarbeit bei 
allen Tarifabschlüssen unterhalb dieser Grenze halten? Das 
wurde akut, als die für alle Seiten überraschende Streikbe- 
reitschaft im Bundesgebiet das Thema Samstagsarbeit in den 
Vordergrund der Tarifverhandlungen drängte. 

Gruner + Jahr war früher an der Führung im Unternehmer- 
verband relativ desinteressiert. Mit dem Aufbrechen härterer 
Konkurrenz schaltete sich die Unternehmensleitung dann 
massiv ein. Sie ist zugleich Speerspitze eines noch Größeren: 
Bertelsmanns, Mehrheitseigner von Gruner + Jahr. Gruner 
verlangte für den neuen Tarifvertrag nicht nur Sonderrege- 
lungen, um demnächst wochenends den ,Spiegel« drucken 
zu können (diesen lukrativsten Druckauftrag hierzulande 
hatte er 1987 Springer entrissen). Dies war für den Unter- 
nehmerverband wie für die IG Druck regelbar. Gruner for- 
derte aber nicht weniger als die generelle Festschreibung 
seines Konkurrenzvorsprungsl bis 2004, also Samstags-Pro- 
duktion bis 24 Uhr für alle möglichen Produkte (nicht nur für 
den Spiegel) in den nächsten 15 Jahren. Das einerseits nicht 
für alle Betriebe durchsetzen zu können, es aber einem zuzu- 
gestehen, war dem Unternehmenerband nicht möglich. 

Gruner versuchte jetzt Druck für seine Sonderregelung zu 
machen, er organisierte Unterstützung. Der Betriebsrat der 
Bertelsmann-Tochter Mohndruck in Gütersloh, der vor eini- 
ger Zeit eine dem .Paket« ähnliche Arbeitszeitregelung 
abgeschlossen hat, mischte sich in die Verhandlungen ein, 
indem er die Tarifpartner beschwor, nicht durch eine enge 
Begrenzung der Samstags-Produktion Arbeitsplätze zu 
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A N A L L E  M I T A R B E I T E R  B E I  G + J  Frauen der Schichtarbeiter zur Kenn tn i s  Herrn 
B e t r i e b s r a t  

mischen sich ein Her rn  Uwe Körne r  ( IGDruck U P a p i e r )  

Anfang des Jahres hat sich in Itzehoe, einem kleinen Ort 
nordöstlich von Hamburg, eine »Initiative der betroffenen 
Frauen der G+J-Mitarbeiter« gegründet. Hundert Frauen 
unterschrieben einen Brief an Dr. Frangen, den Leiter der 
Druckerei in Itzehoe. Tenor: Für menschenwürdige Arbeits- 
bedingungen und ein geregeltes Familienleben - gegen 
soziale Isolation. 

Etwa 50 Frauen trafen sich anfangs regelmäßig während 
der Tarifrunde, etwa 20 haben vor, sich weiter zu treffen, 
Informationen auszutauschen, auf die Lage der Schichtarbei- 
ter und ihrer Familien aufmerksam zu machen. Über die 
Hälfte der Frauen, die sich eingemischt haben, waren oder 
sind selbst berufstätig. 

Zusammengeführt hat sie die Befürchtung, daß sich die 
Lage der Schichtarbeiter urid ihrer Familien noch weiter 
verschlechtert, daß am Ende gar der Sonntag auch noch den 
Unternehmern zur Verfügung steht, wo doch schon jetzt 
durch die besondere 4-Schicht-Vereinbarung ein freies 
Wochenende für die Familien von Gruner-Arbeitern Selten- 
heitswert hat. Desweiteren war den Frauen bekannt, daß 
etwa die Hälfte der Belegschaft das seit zwei Jahren einge- 
richtete Schichtsystem »nicht schlecht« findet und daß im 
Vorfeld dieser Tarifauseinandersetzung keine große Kampf- 
bereitschaft zu erkennen war. Die Frauen wollten aber den 
kampfbereiten Teil der Belegschaft unterstützen und die 
Zögernden anstoßen. 

Empört und zusammengeschlossen hat sie auch das Vor- 
gehen der Geschäftsleitung, die die Differenzen in der Beleg- 
schaft ausnutzte und den Druck verschärfte: Zitat aus einem 
Flugblatt der GL: »Dieses ist nach 1984 wieder mal die Zeit, 
daß jeder Mitarbeiter von G+J zu entscheiden hat, auf wel- 
cher Seite er steht, auf der Seite der Gewerkschaft oder auf 
der Seite des Unternehmens.* 

Neben der Einwirkung auf die Beschäftigten war die Her- 
stellung von Öffentlichkeit ein Anliegen der Frauen. Sie 
nahmen Kontakt mit der einzigen örtlichen Tageszeitung, der 
»Norddeutschen Rundschau« auf. Ein Journalist, der anfangs 
Interesse zeigte, wurde von der Redaktionsleitung abge- 
blockt, es durfte nichts über die Aktivitäten der Frauen- 
gruppe erscheinen. Die Frauen verfaßten daraufhin Kleinan- 
zeigen, z.B. »Einigkeit macht stark« oder »Auch David 
kämpfte gegen Goliath«. Die Anzeigenleitung lehnte die 
Veröffentlichung ab. Scheinheilige Begründung: zu ketze- 
risch, zu anonym, da keine Telefon-Nummer angegeben sei. 
Einige Frauen haben daraufhin die Zeitung abbestellt. Für 
viele war es ein Lehrstück in Sachen Pressefreiheit, zumal die 
»Norddeutsche Rundschau« regelmäßig Kleinanzeigen der 
»Republikaner« mit Postfachangabe veröffentlicht. Auch als 
nach Ende des Tarifkampfes einige Männer eine Anzeige mit 
dem Inhalt .Wir bedanken uns bei unseren Frauen für die 
Unterstützung« aufgeben wollten, wurde das abgelehnt. 

Dieser Dank der Männer war wohl nicht von allen gleich 
stark. Einigen waren die Aktivitäten nicht ganz geheuer. ulhr 
habt wohl nicht genug zu tun., war ein mehrfach gehörter 
Einwand. 

Die Frauen setzten auf Überzeugungsarbeit auch gegen- 
über der Geschäftsleitung. In einem Brief an. Dr. Frangen 
beklagten sie die mangelnde Menschlichkeit und Herzens- 
bildung führender Industriemanager. Mehrmals brachten sie 
sich mit einem »Spruch der Woche« - einem kleinen Vers, 
z.B. >,Der Unternehmer reibt sich die Hände, arbeiten die 
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M i t a r b e i t e r  von G tJ .  l a ß t  Euch n i c h t  bange machen 

von Dr .  Frangen's  ü b l m s a c h e n .  

Wes sn Sonntag g s l s u f s n  i s t ;  war r i c h t i g l !  

D r .  Frangen's  Sch re iben  vom 12.3. i s t  n u l l  und n i c h t i g ! !  

M i t  V e r b r e i t u n g  von U n s i c h e r h e i t  und U n f r i e d e n  

ve rsuch t  e r ,  zu s c h e l t e n  nach Be l i eben .  

Sprecht  doch n i c h t  den 1 i e b e n K o 1 1 e g e n 
nach dem Mund: 

t u t  das R i c h t i g e  i n  d i e s e r  Stund. 

Laß t  es Euch n i c h t  g e f a l l e n  - s c h r e i t e t  z u r  T a t !  

U n t e r s t ü t z t  den von-Euch gewähl ten B e t r i e b s r a t .  

M i t a r b e i t e r ,  denk t  noch e inma l  da rüber  nach 

und e n t s c h e i d e t  Euch f ü r  d i e  r i c h t i g e  Sech' !  

V.i.S.d.P.: Initiative da. betmffm F r a ~ n d a .  G + J - M a t e r  

Leute arn Wochenende«, - dazu ein Strauß Vergißmein- 
nicht, den Managern in Erinnerung. 

Die Antwort der Geschäftsleitung war ein hinhaltender 
Brief und die Andeutung, evtl. eine Delegation im Betrieb 
empfangen zu wollen. Dazu kam es nicht, der Tarifkampf war 
vorher zu Ende. 

Die Frauen verfaßten zwei Flugblätter für die Beschäftig- 
ten. Im ersten Flugblatt waren die allgemeinen Forderungen 
aufgelistet: 
- Wir wollen keinen Streik 
- wir möchten menschenwürdige Arbeitsbedingungen für 

unsere Männer . 
- wir wollen Familienleben 
-wir wollen Menschenwürde und Gesundheit gesichert 

wissen 
- wir kämpfen gegen soziale Isolation 
- wir wollen keine alleinerziehenden Mütter werden 
- wir wollen, daß unsere Männer gesund mit uns den Ruhe- 

stand erleben 
- Schichtarbeit ist familienfeindlich 

Das zweite Flugblatt, das nach einem Störmanöver der 
Geschäftsleitung herauskam, die den bereits verhandelten 
Haustarifvertrag wieder rückgängig machen wollte, sollte 
dem Betriebsrat den Rücken stärken, Tenor: ~Laß t  Euch das 
nicht gefallen - schreitet zur Tat - unterstützt den von Euch 
gewählten Betriebsrat.« (Siehe Faksimile) 

Fazit der Frauen: Auch wenn die Erfolge ihrer Tätigkeit 
nicht meßbar sind, haben die Aktivitäten sie gestärkt. Es wird 
zuhause in den Familien mehr über die Situation im Betrieb 
gesprochen, die Frauen haben Kontakt zueinander gefunden, 
ein Stück Isolation aufgebrochen. Für die meisten war es die 
erste politische Aktivität überhaupt. Sie wollen ihren 
Zusammenhalt behalten, weitermachen, schließlich ist noch 
keins von den erkannten Problemen gelöst. 2. 4. 89 H 



>>Erfolg durch Partnerschaft.. .« 
... ist der Titel eines Buches von Reinhard Mohn, dem 

Bertelsmann-Besitzer und Mehrheitseigner (743%) von Gru- 
ner+Jahr. Die im Bericht über G+J geschilderte »Partner- 
schaft« praktiziert tatsächlich Erfolge - für den Unterneh- 
mer vor allem. 

Bertelsmann ist der Welt größter Medienkonzern (eine 
~Elefantenhochzeit~ zweier US-amerikanischer Medienkon- 
zerne droht ihn demnächst zu überrunden). Buch-, Zeitschrif- 
ten- und Musikverlage, Druckereien und Privatfernsehen 
(RTL-Beteiligung) sind Herrn Mohns Gewerbe. Zunehmend 
wird im Ausland investiert, vor allem in den USA, in Frank- 
reich, Spanien und Italien. In den neunziger Jahren soll der 
asiatische Markt erobert werden. 

Der Konzernumsatz betrug 1987/88 11,5 Mrd. DM. Das war 
ein Wachstum gegenüber dem Vorjahr von 2,3 Mrd. DM 
(etwa 25%). Dieser Ansprung war dem Ankauf einer US-Ver- 
lagsgruppe, Doubleday, geschuldet, für die Bertelsmann 1 ,7 
Mrd. DM hinblätterte. Die Verlagsleitung rechnete daraufhin 
mit zwei bis drei Jahren der Konsolidierung nach einer sol- - chen finanziellen Anstrengung. Doch bereits 1987/88 
erreichte der Gewinn mit 357 Mio. DM (nach Steuern) einen 
neuen Höhepunkt (im Vorjahr waren es 150 Mio. DM weni- 
ger). 

Gruner+Jahr ist eine besondere Perle in Mohns Kollek- 
tion. Sie erzielte 1987/88 einen Umsatz von 2,8 Mrd. DM mit 

einem Gewinn von 297 Mio. DM. Die Macht von Bertelsmann 
im Rücken muß G+J den Austritt aus dem Unternehmerver- 
band erleichtert haben. Umgekehrt hat dieser Schritt auch 
eine besondere Bedeutung für die anderen Verlage wie für 
die Gewerkschaft. G+J ist nicht irgendwer, sondern hier 
liefert der größte Konzern der Branche seinen Konkurrenten 
eine weitere scharfe Kampfansage, die die anderen Verlage 
an ihre Belegschaften weitergeben werden. Und er diktiert 
den Beschäftigten und ihren Vertretern seine Vorstellungen 
von »Partnerschaft« - bislang erfolgreich. 10. 4. 89 W 

gefährden: »Hände weg von unserer Sonderschicht!«. das 
gefiel Gruner+Jahr, war beispielhaft. Unwichtig dabei, daß 
Mohndruck nicht dem Unternehmerverband und die meisten 
Betriebsräte nicht der Gewerkschaft angehören. 

Ein solcher Schulterschluß von Kollegen und Unterneh- 
mer, eine quasi japanische Betriebsgemeinschaft, ist das 
erklärte Ziel der Gruner-Führung. Nicht nur, weil das immer 
gut ist - für die Besitzer. Das Konzept ist, eine solche 
Betriebsgemeinschaft als notwendige Voraussetzung für 
effektivsten Einsatz der modernsten Technologie zu begrei- 
fen und zu entwickeln. Der Einsatz der größten, schnellsten, 
besten Druckmaschinen wie anderer Technik, reibungslose - Bedienung durch qualifiziertes, motiviertes, gut bezahltes 
»Personal«, Produktion bis an die Grenze des technisch und 
ökonomisch Sinnvollen - das ist die Gruner-Konzeption für 
den Sieg auf dem Binnen- wie Euromarkt über die Jahrtau- 
sende hinweg. »Wir« machen »die anderen« platt, das gibt 
»Sahne« für alle - bei Gruner. 

Schon ab 9. Februar hatte die Leitung begonnen, die Beleg- 
schaft sanft einzuschwören: »Liebe Mitarbeiterin, lieber Mit- 
arbeiter~, so Frangen an alle, »aus heutiger Sicht kann ein 
Arbeitskampf in der Druckindustrie nicht mehr ausgeschlos- 
sen werden. Dieses ist also nach 1984 wieder einmal die Zeit, 
da jeder Mitarbeiter von Gruner Druck zu entscheiden hat, 
auf welcher Seite er steht: auf der Seite der Gewerkschaft 
oder auf der Seite des Unternehmens«. Zur Wochenarbeits- 
zeit: »Die Samstagsarbeit im Rahmen der Rationalisierungs- 
schutzvereinbarung muß bleiben. Sie sichert Arbeitsplätze in 
unserem Betrieb. Heute bereits mehr als 200 in den Abteilun- 
gen Fortdruck und Weiterverarbeitung. Würde die Sams- 
tagsarbeit dort tariflich verboten, so würden diese Arbeits- 
plätze ersatzlos entfallen«. Und zur Besetzungsregelung: 
»Wir wollen keine schlechter, sondern besser qualifizierte 

Zahl der 
Mitarbeiter 

41 961 

8 745 

I 

11 452 

8 400 

5 000 

6 000 
650 

4 491 

Verlage (Geschäftsjahr 1987/88) 

Bertelsmann AG, Gütersloh 

Gruner + Jahr AG & Co., Hamburg  

Axel Springer AG, Berlin 

Heinrich Bauer Verlag, Hamburg  

Zeitungsgruppe WAZ.Ver1agsgesellschaft 
E. Brost & J. Funke GmbH & Co., Essen 

Georg von Holtzbrink GmbH, Stut tgar t  
Handelsblatt GmbH, Düsseldorf 

Burda GmbH, Offenburg 

' Nebenbei: bei Abschluß des .Pakets* hatte Gruner schriftlich versichert, dies 
bedeute keine Kapazitätsausweitung. Für die Kritiker war dies nur ein Feigen- 
blatt, eine Hilfestellung für die Befürworter. Mittlerweile redet Gruner offen von 
seinem Konkurrenzvorsprung. 

Umsätze 
in Mio. Mark 

1 1  325 

2 773 

2 783 

2 120 

1 650 

1 600 
238 

969 

Mitarbeiter in einem immer komplizierter werdenden 
Betriebsgeschehen.Nur so kann das Unternehmen im Kon- 
kurrenzkampf bestehen«. (Alle Hervorhebungen im Origi- 
nal) 

Er schließt: »Sie sollten auch bedenken, daß das Unter- 
nehmen - selbstverständlich im Rahmen wirtschaftlicher 
Sachzwänge - zu allen Zeiten zu ihnen gestanden hat: 
Gruner Druck bietet ihnen seit mehr als einem Jahrzehnt 
hochbezahlte, mit in unserer Branche unerreichten Soziallei- 
stungen versehene, gegen Entlassungen aufgrund von 
Rationalisierungen geschützte Arbeitsplätze, wie sie in die- 
ser Region und der Druckindustrie einmalig sind. Dies ist dem 
Unternehmen nicht immer abgetrotzt worden. Vieles hiervon 
ist aus der Uberzeugung der Führungskräfte entstanden, daß 
nur derjenige Loyalität erwarten kann, der auch bereit ist, 
Loyalität zu geben. Dieses Prinzip soll auch für einen eventu- 
ellen Arbeitskampf gelten, denn Gruner Druck wird keinen 
Mitarbeiter aussperren, der während des Arbeitskampfes 
zum Unternehmen steht und nicht streikt, auch wenn dieses 
vom Arbeitgeberverband beschlossen werden sollte«. Diese 
konkrete Zusage, die den Geist der von allen übergeordneten 
Zwängen gelösten Betriebsgemeinschaft offenbart, trug Gru- 
ner gleich Arger in seinem Verband ein. 

Und bist dü nicht willig, so.. . kann Gruner auch anders. 
Weil Gruner+ Jahr sich mit seinen Forderungen im eigenen 
Verband nicht durchsetzen konnte, drohte er mit Austritt. Er 
sammelte wieder Unterstützung, besser: zwangsrekrutierte 
sie. In Itzehoe wurden die Beschäftigten um Unterschriften 
»gebeten«, mit denen sie die Leitung zum Austritt aus dem 
Unternehmerverband ermunterten, natürlich nur, um 
Arbeitsplätze zu sichern. Am Mittwoch, dem 8. März, suchte 
Frangen gar vom Betriebsrat eine schriftliche Aufforderung 
zum Austritt aus seinem Verband zu erhalten, natürlich zur 
Erhaltung der Arbeitsplätze. 

Die scheinen immer dann in Gefahr, wenn der Unterneh- 
mer was will. Einfach und wirkungsvoll. Doch jetzt ging Fran- 
gen einmal zu weit, der Betriebsrat, sensibilisiert durch die 



massive Kritik am »Paket«, lehnte sein Ansinnen ab. Der 
Drupa-Ortsverein Itzehoe, dominiert von Gruner + Jahr-Kol- 
legen, griff Frangen per Flugblatt an, er erpresse den Betriebs- 
rat zur Unterzeichnurig einer vorformulierten Erklärung mit 
der Drohung des Fortfalls von Arbeitsplätzen. Frangen k8n- 
terte (auch per Flugblatt): »Die Bedrohung von Arbeitsplatz- 
vernichtung entsteht durch die laufenden Tarifverhandlun- 
gen über das Verbot von Samstagsarbeit und nicht durch das 
Angebot des Unternehmens, ggf. aus dem Arbeitgeberver- 
band auszutreten, wenn der Betriebsrat diesen Schritt nur 
mitträgt, um eben diese Arbeitsplätze zu sichern.« 

Das Bedürfnis Frangens nach gut formulierten Austritts- 
aufforderungen hatte einen juristischen Hintergrund. Auch 
der Unternehmerverband hat eine Satzung, da kann man 
nicht einfach austreten, wann und wie man will. Fristlos kann 
man nur austreten bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten oder 
Betriebsfriedensstörung. Die kann organisiert werden. 

Am folgenden Tag, Donnerstag, dem 9. März, war der 
Tarifvertrag ausgehandelt, inklusive Sonderregelung für 
»Spiegel« und mögliche gleiche Produkte. Gmner trat kurz 
zuvor aus dem Unternehmerverband Druck aus und begrün- 
dete dies am nächsten Tag in seiner Erklärung: »Gruner+ 
Jahr bedauerte den Austsritt aus dem BundesverbandDruck. 
Eine weitere Mitgliedschaft hätte jedoch automatisch die 
Übernahme des in der Nacht zum Freitag unterzeichneten 
Manteltarifvertrags bedeutet. Unter den Bedingungen dieses 
Manteltarifvertrags hätte sich die Gruner + Jahr-Rationali- 
sierungsschutzvereinbarung nicht aufrecht erhalten lassen 
können. Der Abbau von über 200 Arbeitsplätzen wäre die 
zwangsläufige Folge gewesen.« 

Die Kollegen waren verstört, ratlos. Tarifloser Zustand? 
Was bedeutete dies? Betroffen waren auch die Hamburger 
Kollegen, die zum Itzehoer Unternehmensbereich gehörten, 
die Setzer und Reprofotografen, knapp 200 insgesamt. Ihre 
Streikbereitschaft war groß, über 90 Prozent hatten für Aus- 
stand plädiert und entsprechend gehandelt. 

Die Setzer wurden von der ersten Rationalisierungswelle 
Ende der 70er Jahre getroffen. Sie hatten harte Auseinander- 
setzungen mit dem Unternehmer wie mit der Gewerkschaft 
geführt, dabei mehr Erfahrungen gemacht als ihre Itzehoer 
Kollegen. Ihre Arbeitsgmndlage schwindet immer weiter mit 
dem Einzug der Computer in die Redaktionen. Auch sie 
mußten nach der gelungenen Erpressung in Itzehoe 1985 
Zugeständnisse in der Arbeitszeitorganisation machen, 
konnten aber - um den Preis der Ausdehnung von Nacht- 
schicht auf die Repro - bisher Samstagsarbeit verhindern. 

Am Freitagmorgen, als Tarifabschluß und Gmner-Austritt 
bekannt wurden, forderten sie Frangen auf, nach Hamburg zu 
kommen und sich zu erklären. Er kam. Dazu, direkt aus 
Wiesbaden, Körner, der Landesbezirksvorsitzende der IG 
Druck. Beide beruhigten die Versammelten, ein Haustarif 
werde die Angelegenheit regeln. Gruner werde, so Frangen, 
die Regelung der Arbeitszeit behalten und alles andere - 
unausgesprochen: großzügigerweise - aus dem Tarif über- 
nehmen. Bis zu einer Einigung, so Körner, solle der Streik der 
Hamburger fortgesetzt werden. 

Auch auf der Abschlußversammlung der Aktionsaus- 
schüsse des Landesbezirks am nächsten Tag beruhigte Kör- 
ner die Anwesenden. Die Gewerkschaft werde auch bei Gru- 
ner + Jahr noch für Tarifbindung sorgen. Die allgemein posi- 
tive Stimmung zum Verlauf des Arbeitskampfes wie zum 
Ergebnis ließ keine Sorge aufkommen. Ein Mitglied der Tarif- 
kommission versicherte, Modelle wie bei Gruner seien nach 
dem neuen Tarif ja künftig ausgeschlossen. Nur zwei Stim- 
men fragten kurz nach der Reaktion der anderen Großver- 
lage: die könnten doch nicht zusehen, den Konkurrenzvor- 
Sprung hinnehmen! 

Am folgenden Tag, dem Sonntag, verhandelten Körner 
und einige Betriebsräte mit Frangen um einen Haustarif. Sie 
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iniomtlon der Untsrri.hnmnskltung für dl* Mnifiulter des UBD b m h a  

Firmentarifvertrag vereinbart 

Ende des Tarifkonfliktes auch bei Gruner + Jahr 

Obergangsiösung für heutige 4-Schicht-Mitarbeiter 

Zum Hintergrund: 

Am 9. März 1989 trat Gruner + Jahr aus dem Arbeitgeberverband aus. 

Das Unternehmen wollte mit diesem Schritt negative Folgen von der Belegschaft 

fernhalten. Denn der neue Manteltarifvertrag regelt ab 1.7.1989 Einschränkungen 

zur Samstagsarbeit mit der Folge: 

Fortfall der Rationalisierungsschutzbetriebsvereinbarung 

Rückkehr zum 3-Schicht-Betrieb 

Verlängerung der individuellen Arbeitszeit 

Verlust der Freiwoche 

Vernichtung von Arbeitsplätzen im UBD 

Zur Herstellung des Tariffriedens bei Gruner Druck muBte G+J mit der Gewerk- 

schaft verhandeln. Ais Unterstützung für diese Verhandlungen erbat die Unter- 

nehmensieitung eine zustimmende Ctelli~r~gnahme des Betriebsrates zum G+J- 

Modell der Beschäftigungssicherung bBi Rationaiisierungen. Dazu sah sich die- 

ser ebensowenig in der Lage wie zur Zustimmung zum Austritt aus dem Arbeitge- 

berverband. 

Unter diesen negativen Vorzeichen verhandelte am 12. März 1989 die Unterneh- 

mensieitung mit der Gewerkschaft über einen Firmentarifvertrag. 

Dabei bot G+J an: 

Obernahme aller geltenden und künftig abzuschließenden Tarifverträge 

der Druckindustrie (Ausnahme: sie widersprechen mit dem Betriebsrat 

abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen bm. dem Betriebsvefias- 

sungsgesetz) 

Weitergeitung der Rationaiisierungsschutz-Betriebsvereinbarung 

Die Gewerkschaftsvertretung, der je 3 Betriebsräte aus ltzehoe und Hamburg an- 

gehörten. bot nur ultimativ eine Übergangsregelung an. die ein .Hinausschiebenu 

der schlimmsten Folgen bis zur Absenkung der generellen Tarif-Wochenarbeits- 

Zeit auf 35 Stunden, mindestens bis zum 31.12.1993, beinhaltete. 

Die Unternehrnensleitung zögerte lange, diese Forderung zu akzeptieren, 

stimmte aber schließlich im Hinblickauf die fehlendeUnterstützung durch den Be- 

triebsrat ltzehoe zu. Dies bedeutet 

für alle Mitarbeiter lm UBD ltzehoe ab sofort: 

- Wegfall der Arbeitsplatz-IBeschäftigungsgarantie bei neuen Rationali- 

sierungen, 

- Fortfall der AbfindungsregelungNärteabgeitung 
- keln neuer Vorruhestand 

ffir he~& im 4-Cchlcht-Betrieb arbeitende Mit~iaaltrrr: 

- Nach Ende der Obergangszeit Rückkehr in den 3-Cchlcht-Betrieb mlt 

Verlängerung der Arbeitszeit und Verlust der Freiwoche 

- Wegfall der üeschiiftigungsgamntie für dle nach Ablauf der Obergangs- 

phase entstehenden Personalüberhiinge 

- ab sofort keine üeschäftigungsgarantie bei neuen Rationaiisierungen 

Zwar konnten die schlimmen Folgen einer unmittelbaren Arbeitspiatzvernichtung 

zeitlich verzögert werden. G+J sah jedoch keine Chance. aufgrund eines zu er- 

wartenden längeren Tarifkonfliktes bei Gruner Druck das G+J-Modell des Ratio- 

nalisierungsschutzes ohne Schaden für den Betrieb zu erhalten. 

Itzehoe, 12.3.1989 

wurden sich schnell einig - beide Seiten waren daran inter- 
essiert. Die Gewerkschaft wollte kein Wasser im neuen 
Wein, seit langem konnte sie nicht mehr so stolz auf ein 
Tarifergebnis sein. Gmner konnte (und kann, wie sich zeigen 
wird) dieses bundesweite Ergebnis arg verwässern. Gruner 
hatte in den letzten Jahren auch genug gewerkschaftlichen 
Staub aufgewirbelt - schnell weg damit. Außerdem bot die 



1. Es gelten alle von der IG Druck und Papier bzw. IG Medien mit 
dem Bundesverband Druck oder dem Verband der Druckindustrie 
Nord abgeschlossenen Tarifvertrege einschl. der dazu verein- 
barten Protokollnotizen und der dazu erlassenen Schieds- 
sprüche mit denselben Laufzeiten durch Abschluß entsprechen- 
der Haustarifverträge für Gruner & Jahr AG 6 Co. 

2. Abweichend von 5 3, Ziffer 1, Manteltarifvertrag für gewerb- 
liche Arbeitnehmer in der Druckindustrie in der Fassung vom 
10.3.1989 kann in den Bereichen, in denen aufgrund der 
Betriebsvereinbarung vom 22.11.1985 eine andere als im gegen- 
wärtig geltenden Tarifvertrag vorgesehene Arbeitszeit prakti- 
ziert wird, die zur Zeit geltende Verteilung der Arbeitszeit 
beibehalten werden. 

3. Hinsichtlich der für den UBD Hamburg abgeschlossenen 
Betriebsvereinbarung vom 8.7.1988 verbleibt es bei den dort 
aufgrund dieser Betriebsvereinbarung abgeschlossenen Arbeits- 
zeiten. Die Durchführungsbestimmung 2b zum § 3, Ziffer 1, 
Manteltarifvertrag vom 10.3.1989 bzw. eine entsprechende 
Regelung im MTV für Angestellte der Druckindustrie in Hamburg 
und Schleswig-Holstein findet für diesen Bereich keine Anwen- 
dung. Der letzte Absatz der Ziffer 5 der Betriebsvereinbarung 
vom 8.7.1988 wird hiermit aufgehoben. 

4. Die Regelungen nach Ziffer 2. und 3. gelten als Übergangs- 
regelung,bis eine generelle tarifliche Wochenarbeitszeit von 
3 5  Stunden in Kraft tritt, mindestens jedoch bis zum 
11.12.1993. 
Inabhänaia davon kann über die Weiteraeltuna der Ziffern 
!. und ?.-zu den jeweiligen ~ündigungsterminen des im Bereich 
ler Druckindustrie geltende Manteltarifvertrag neu verhandelt 
erden. 

5.Für den Fall, daß Gruner & Jahr AG & Co. einem für das Tarif- 
gebiet zuständigen Arbeitgeberverband beitritt, endet dieser 
Vertrag mit Beitritt zum Arbeitgeberverband mit sofortiger 
Wirkung, ohne daß es einer Kündigung bedarf. 

Hamburg, 12.3.1989 

kurzfristig angeschlagene Position der Gegenseite die 
Chance eines guten Ergebnisses. 

Frangens Lage am Wochenende war nicht besonders gut. 
Der Austritt hatte Wirbel gemacht, die öffentliche Kritik am 
Egoismus von Gruner + Jahr war deutlich. Der Coup mit dem 
Betriebsratsvotum für Austritt war mißlungen, die rechtliche 
Seite noch offen. Es irritierte ihn, daß er zu Beginn der Ver- 
handlung von über 100 (kurzfristig mobilisierten) Kollegen 
aus Itzehoe empfangen wurde. Um den Bogen nicht zu über- 
spannen, gab er schnell nach. 

Die Gewerkschaft präsentierte ihm Grundsätze einer Eini- 
gung, die Frangen noch am gleichen Tag akzeptierte. Die 
Gewerkschaft übernimmt die Itzehoer Arbeitszeitregelung, 
Gruner + Jahr die übrigen Bestimmungen des Manteltarifver- - trages. Frangen machte zwei Zugeständnisse: für die Ham- 
burger entfiel ein Passus der Betriebsvereinbarung, nach dem 
die Arbeitszeit auf Kundenwunsch erneut geändert werden 
konnte, in Itzehoe sollte die »Paket«-Arbeitszeit nicht mehr 
auf andere Abteilungen ausgedehnt werden. 

Alles schien in Butter. Doch Frangen wäre nicht Frangen, 
würde er nicht »nachkarten«, aus seiner Schwäche wieder 
eine Stärke machen. Das Lied war alt, vertraut die Weise: Die 
Arbeitsplätze sind in Gefahr (siehe Faksimile). Er machte der 
Belegschaft klar, daß sie seine Zugeständnisse zu bezahlen 
haben werde: keine Ausdehnung des Pakets auf andere 
Abteilungen hieß für die dort Arbeitenden, mit Entlassungen 
rechnen zu müssen; das gleiche gelte für die »Paketx-Arbei- 
ter nach Ende der Laufzeit. 

Unruhe bei den Kollegen, Unruhe beim Betriebsrat. Und 
wieder funktionierte diese Methode: die Gravur wurde nach- 
träglich in die »Paket.-Arbeitszeit einbezogen. Daran lag 
Frangen viel, für die anderen Abteilungen ist ihm das kurzfri- 
stig noch unwichtig. 

Bislang sind nur die genannten ~Grundstätzec von beiden 
Seiten unterzeichnet. Der Haustarif kann erst formuliert wer- 
den, wenn der neue Manteltarifvertrag vorliegt. Da sind wei- 
tere Konflikte absehbar. Schon jetzt interpretiert Frangen die 
Manteltarifregelungen über die Bezahlung von Samstagsar- 
beit anders als die Gewerkschaft. Ein weiterer Konflikt liegt 
in der Frage der Maschinenbesetzung: Frangen will den fünf- 

ten Drucker abschaffen, die entsprechende Betriebsverein- 
barung will er zum September dieses Jahres kündigen. 
Außerdem ist die juristische Seite des Austritts von Gruner 4- 
Jahr aus dem Unternehmerverband noch offen: hier wird es, 
sollte das vor Gericht gehen, auch auf die Aussage des 
Betriebsrats ankommen. 

Eine Erpressung zieht die andere nach sich. Der Betriebsrat 
bleibt, solange er sich auf Taktieren in Gesprächen und Ver- 
handlungen beschränkt, ein kraftloser Spielball Frangens. 
Dafür wird er nur Fußtritte und Verachtung ernten. Und die 
Geschäftsleitung gibt nicht nach, sie wird die Schraube 
immer weiter andrehen. 

Dem entgeht nur, wer beginnt, sich in der Belegschaft 
Rückhalt zu verschaffen, die sich auf gewerkschaftliche und 
politische Einsicht gründet. Verhindert wird solche Einsicht, 
wenn die Belegschaft als jemand gesehen wird, für den man 
(Betriebsrat, Gewerkschaft, Vertrauensleute) etwas regelt, 
möglichst schnell, möglichst reibungslos, möglichst in ver- 
traulichen Gesprächen unter wenigen Augen. Nur, wenn jede 
Chance einer offenen Auseinandersetzung in der Beleg- 
schaft, mit der Belegschaft genutzt wird, kann langfristig eine 
Kraft aufgebaut werden, die dem Unternehmer etwas entge- 
gensetzen kann. Diese Chancen sind in Itzehoe zumindest 
von den Betriebsräten nicht genutzt worden, beispielsweise 
als Frangen Schwächen zeigte und das Interesse an Diskus- 
sion über die Bedeutung des Austritts groß war. Schnellstens 
wurde die Belegschaft wieder beruhigt . 

Eine Erpressung zieht die andere nach sich, auch für die 
Gewerkschaft. Nach dem .Sündenfall des Pakets« wurde die 
Gewerkschaft nun in den Haustarif gepreßt. Materiell war bei 
dem Zustand der Belegschaft nicht mehr rauszuholen. Doch 
auch für die Verhandlungsführung der Gewerkschaft gilt, daß 
die Zielsetzung eines Haustarifs und seine Umsetzung so 
schnell erfolgte, daß den beteiligten Kollegen dessen Bedeu- 
tung gar nicht klar werden konnte. Wie soll da gewerk- 
schaftspolitisches Verständnis entstehen? 

Auf dem Gewerkschaftstag vor drei Jahren hieß es, die 
Gruner-Regelung solle »eingemauert« werden. Es war wohl 
doch eher ein Dammbruch. Das Ergebnis 

bestätigt den Konkurrenzvorsprung von Gruner noch mit 
der Unterschrift der Gewerkschaft, 

provoziert geradezu eine Reaktion der anderen Großbe- 
triebe, 

untergräbt damit den bundesweit erreichten Tarif, - 

führt zur Auflösung der allgemeinen Aufgabe der Gewerk- 
schaft, Konkurrenz unter den Arbeitern weitgehend zu min- 
dern, 

fördert betrieblichen Separatismus und ebnet den Weg in 
Richtung Betriebsgewerkschaft. 

Die Leitungen von Burda und von Mohndruck fordern 
bereits jetzt ähnliche Regelungen. In Hamburg wächst die 
Tendenz zur Tarifflucht auch bei kleineren Betrieben. Diese 
Problematik müssen wir in der Gewerkschaft gründlich und 
breit diskutieren, das müssen wir vorbereiten und organisie- 
ren. 

In der abschließenden Streikversammlung des Landesbe- 
zirks Nordmark bekundeten vor allem Kollegen von Sprin- 
ger/Ahrensburg Solidarität mit »Itze«. Der Landesbezirks- 
vorstand karikierte dies in Form einer Solidaritätsresolution 
der anwesenden Kollegen mit den gleichfalls anwesenden 
Itzehoer Kollegen. Realität gewinnt solche Absicht erst mit 
den beginnenden Kontakten der Springer-Kollegen und 
anderer mit den Arbeitern und ihren Familien in Itzehoe. 
Alles, was an Verbindung organisiert wird, wirkt der Auflö- 
sung des gewerkschaftlichen Zusammenhangs auf neuer 
Grundlage entgegen, entzieht dem drohenden Betriebssyn- 
dikalismus, den der Drupa-Vorstand früher linken Kritikern 
vorgeworfen hat und nun selbst praktiziert, den Boden und 
schafft eine wirkliche, praktische Klassengrundlage. 

9 



/G Drupa Ha,mburg 

In Hamburg streikten viele Klein- und Mittelbetriebe 
Dem Streilz vorausgegangen war noch vor Ablauf der 

Friedenspflicht eine Informationsveranstaltung. Am 9.2. 
um 13.30 Uhr, also noch während der Arbeitszeit, erschie- 
nen überwiegend I<olleg/inn/en aus Kleinbetrieben (zwi- 
schen 10 und 100 Beschäftigte), etwa 300 I<olleg/inn/en 
aus etwa 25 Betrieben. Fast alle I<olleg/inn/en hatten vor 
ihrem Weggang aus dem Betrieb gleichlautende Abmah- 
nungsandrohungen erhalten. Die Gewerlzschaftsführung 
war überrascht darüber, wie viele Icollegen ihrem Aufruf 
zu dieser Versammlung gefolgt waren. Noch in den Tagen 
zuvor, als die schon seit Wochen gebildeten »Alztions- 
lzomiteese die Stimmung aus den Betrieben meldeten, 
hatten hauptamtliche Funktionäre gemeint, es sähe 
»ziemlich mau« aus hinsichtlich der Streilzbereitschaft. 
Ein Betriebsrat des Großbetriebes Springer/Ahrensburg 
schilderte nun die Stimmung bei seinen I<olleg/inn/en 
etwa so: Ihnen sei Iclar, daß nur Belegschaften der großen 
Betriebe die Kraft haben, entscheidenden Druck auf die 
Unternehmer auszuüben, daß sie aber weniger motiviert 
seien, wenn sie erkennen müßten, daß I<olleg/inn/en aus 
den kleinen und mittleren Betrieben abwartend zusehen 
würden. Immerhin würde sie das zahlreiche Erscheinen 
von I<olleg/inn/en aus Kleinbetrieben beeindruclzen. Auf 
seinen Beitrag berichteten andere I<olleg/inn/en, wie 
schwierig es im Kleinbetrieb ist, besonders angesichts der 
zunehmenden Angst um den Arbeitsplatz, gewerlzschaft- 
liche Rechte überhaupt nur in Anspruch zu nehmen, 
geschweige denn Zusätzliches zu verlangen. 

In einem Dislzussionsbeitrag schilderte ein Icollege 
eines Kleinbetriebes die schwierigen Bedingungen und 
ständigen Auseinandersetzungen mit dem Unternehmer. 
Die immer schlechter werdenden Arbeitsbedingungen 
führten dazu, daß die I<olleg/inn/en sich gegen den 
Willen des Unternehmers einen Betriebsrat wählten. Der 
Unternehmer hatte daraufhin nichts Eiligeres zu tun, als 
aus seinem 20-Mann-Betrieb zwei Firmen zu zimmern. 
Damit sollte gleichzeitig aus einem »Betriebsrat mit Rech- 
ten« ein »Betriebsobmann mit weniger Rechten« instal- 
liert werden. Jetzt geht's in einem anhängigen Arbeits- 
gerichtsprozeß um eben diesen »Izastrierten« Betriebsrat. 
Die Belegschaft hält zum gewählten Betriebsrat, während 
die Geschäftsleitung ihn nicht anerkennt. Diese Aus- 
einandersetzung spielt sich ab vor dem Hintergrund, daß 
vier Mitarbeiter zum Familienclan zählen, drei von fünf 
Drupa-Kollegen Angst vor Entlassung haben, eine Icolle- 
gin alleinstehend für ihr Kind aufkommen muß und wei- 
tere Icolleginnen und ICollegen auch nicht gerade vor 
Selbstbewußtsein und Mut strotzen. Da wird es für zwei 
aktive Gewerlzschaftsl<ollegen schwer, bei ständigen Aus- 
einandersetzungen um die Ablehnung von Überstunden 
und Wochenendarbeit »hart« zu bleiben. Dazu kommt, 
daß der Unternehmer selbst Funktionsträger im Verband 
der Druclzindustrie Nord ist und bei Tariflzämpfen in sei- 
nem Unternehmerverband die Fahne hoch halten muß? 
Die Betriebsräte erhielten dann auch prompt pbmahnun- 
gen, als sie die Drupa-Informationsveranstaltung besuch- 
ten und deshalb vorzeitig ihre Arbeitsplätze verließen. 

Dieser Beitrag erhielt zustimmenden Beifall und die 
Aussagen etlicher Icollegen, daß es »bei ihnen« nicht 
anders sei. 

Auf dieser und einer folgenden Versammlung, die auch 
noch dem Arbeitslcampf vorausging, lzristallisierte sich 
folgende Situation heraus: Die Mehrheit der Unterneh- 
mer würde zwar die 5-Tage-Woche mit 37 Stunden altzep- 
tieren, wollte aber den Samstag als Arbeitstag. I<olleg/ 
inn/en, die samstags arbeiten müßten, Izönnten dann an 
einem anderen Tag frei bekommen. Nur zu diesem Preis 
wären die Unternehmer bereit, die »Anhänge« des von 
ihnen gekündigten Manteltarii's wieder einzusetzen. 

In diesem Punkt war die Meinung der I<olleg/inn/en 
gespalten: Die Icollegen aus den Zeitungsdruckereien 
arbeiten seit Jahren regelmäßig Sonntags. Für sie war von 
den verschiedenen Gewerlzschaftsforderungen entschei- 
dend die Forderung nach einem Ausgleich für die 
Besteuerung der ~ c h i c h t z u s c h l ä ~ e  und die Besetzungs- 
regelung an den Maschinen. Für die I<olleg/inn/en in den 
Kleinbetrieben waren es weniger die Besetzungsregelun- 
gen (sie werden bei der geringen Widerstandslzraft in den 
Kleinbetrieben ohnehin kaum eingehalten), für sie war 
entscheidend, den Angriff auf den freien Samstag abzu- 
lehnen. Aus der Kenntnis dieser Situation waren die 
Unternehmer schnell bereit, bei den »Schichtzuschlägen« 
Entgegenkommen zu signalisieren, um die I<olleg/inn/en 
der Großbetriebe aus der Abwehrfront herauszubrechen. 
Die sich zäh und lang hinziehenden Verhandlungen (115 
Stunden) fanden für die IColleg/inn/en »vor Ort«  aller- 
dings hinter einem »Nebelvorhang« statt. 

In den Betrieben tauchten ständig neue »Scheißhaus- 
parolen« der Unternehmer auf, um die I<olleg/inn/en zu 
verunsichern. Gewerl~schaftsltolleg/inn/en hatten es 
schwer, alztuelle Informationen ihrer Organisation zu 
erhalten, um dagegen steuern zu können. Die IG-Druck- 
Streik-Infos sind deshalb so wichtig, weil die I<olleg/ . 
inn/en der Kleinbetriebe (bei 3000 von 6000 organisier- 
ten Haiiiburger I<olleg/inn/en weiß der IG-Drupa-Orts- 
vereinsvorstand nicht, wo sie beschäftigt sind) über die 
Aktionen vor Ort  informiert sein müssen, wenn sie sich 
selbst zum Streilz »verhalten« sollen. Die Belegschaften 
von Großbetrieben, die von sich aus schon Stärlze darstel- 
len, waren dann auch auf den Informationsversammlun- 
gen schwächer vertreten als die Kleinbetriebe. 

Auf der letzten Versammlung, die dem Streilz voraus- 
ging (Samstag, 25.2.), forderten die Icollegen: »Macht 
Schluß mit dem Hornberger Schießen!« Die Kollegen 
hatten es satt, daß sich die Gesprächsrunden zwischen 
Gewerkschaft und Unternehmern im Kreis bewegten. 
Die Unternehmer waren zu keinem echten materiellen 
Angebot bereit, flüchteten in die Schlichtung, und die 
gewerkschaftliche Tarifkommission hielt still, ohne die- 
sem Leerlauf ein Ende zu bereiten. So gab's auch Kritik 
an der mangelnden Information durch die Gewerkschaft. 
Der Vorstand berichtet, daß die Unternehmer ihre »Ange- 
bote« schon vorher der Presse geben würden. 

ICollege Körner jammerte: Die ganz Welt um uns herum 
ist gegen uns. Der freie Samstag ist auf dem Verhandlungs- 

1 Mit seinem Druckbetrieb ist er im Unternehmerverband, fü r  den e r  auch Funk- weg nicht durchsetzbar. in  der folgenden Aussprache 
tionar ist. mit seinem ausgegliederten Lichtpaus- und Reprobetrieb ist e r  nicht im 
Unternehmerverband, um ohne Tarifbindung agieren zu können. wurde die Verhandlungsdelegation der IG Drupa von 



vielen Diskussionsrednern gewarnt, in der Frage der Sam- 
stagsarbeit den Unternehmern nachzugeben! Die I<olleg/ 
inn/en berichteten von wachsender Unruhe in den 
Betrieben, von spontanen Arbeitsniederlegungen mit 
Diskussionen und mit den dann häufig folgenden Ab- 
mahnungen durch die Betriebsleitungen. 

Vom ersten Streilttag an waren in Hamburg I<olleg/ 
inn/en aus Ca. 35 Klein- und Mittelbetrieben im Streik. In 
den meisten Betrieben lief die Arbeit mit erheblicher 
Einschränkung weiter. Sehr genau achteten die Kolleg/ 
inn/en darauf, daß die I<olleg/inn/en des jeweiligen I<on- 
lturrenzbetriebes sich auch im Streilt befanden, damit der 
Unternehmer nicht argumentieren konnte, seine Firma 
würde »Itaputtgestreikt« und die I<onlturrenz würde Auf- 
trag und Kunde übernehmen. Wo dann doch diese Situa- 
tion eintrat, wurden in mehreren Fällen die I<olleg/inn/en 
des I<onlturrenzbetriebes »herausgeholt«, indem die 
schon Streikenden sich vor den noch nicht bestreikten 
Betrieb stellten und die I<olleg/inn/en abfingen und zur 
Solidarität aufforderten. Die Streikführung mußte diese 
Tatsache sorgfältig berücksichtigen, weil die besonders 
»streikwilligen« ICollegen in einigen Betrieben Wert 
darauf legten, daß sie nicht »isoliert« kämpften, sondern 

-sich gemeinsam für die Streikziele einsetzten. Dazu 
meinte z. B. ein Kollege, es nütze wenig, wenn bei ihnen 
der Streik hervorragend liefe, während sich rundherum 
nichts bewege. Dann wäre auch ihr Streilt umsonst und 
Resignation breite sich aus. In diesem Zusammenhang 
wurde dann auch eine als Lob und Ermutigung gemeinte 
Bemerkung eines Funktionärs, „wir hier in der Nordmark 
sind in bezug auf die Klein- und Mittelbetriebe die Speer- 
spilze der Drupa~, eher als ernüchternde Bilanz der bun- 
desweiten Streiltsituation verstanden. 

Die »flexible Streiktaktil<«, 'rein in die Betriebe und auf 
I<nopfdruck wieder heraus, wurde diesmal gar nicht erst 
geprobt, weil sie sich im letzten Arbeitsltampf als falsch 
herausgestellt hatte. Stand »Streiltunterbrechung« trotz- 
dem mal in Frage, dann wurde 2.B. das Für und Wider 
unter den I<olleg/inn/en dieses Betriebes auf einer Streilt- 
versammlung diskutiert und mit dem Votum »Weiter- 
streik« beendet. 

Die Stimmung auf den Streiltversammlungen war gut. 
Als z. B. aus einem Betrieb berichtet wurde, daß ein Azubi, 
der mitstreilten wollte, von einem Vorgesetzten deswegen 

-schikaniert werde, man solle deswegen eine Delegation zu 
diesem Betrieb schicken, genügte nur der Zwischenruf: 
))Da gehen wir alle hin, ist doch nicht weit weg, dem zeigen 
wir's ... « - und schon zogen sich 40 bis 50 Anwesende 
Jacken und Mantel an und drängten nach draußen. Weiter 
ging's dann nicht, weil der Betriebsrat dcr Scsagten Firma 
durch den Saal aufs Podium gestürmt kam und verltüil- 
dete, jede Unruhe sei unnötig, man habe soeben mit dem 
Inhaber gesprochen, der vernünftig gewesen sei und den 
Vorfall geklärt habe. »Schade, das wäre doch mal was 
geworden«, sagte jemand und setzte sich wieder. Der 
Streik brachte dann auch den I<olleg/inn/en eine will- 
kommene Möglichkeit, Itollektiv für dauernde Arbeits- 
hetze, Unterbesetzung an den Maschinen und andere 
Schikanen im Betrieb »offene Rechnungen« mit den 
Unternehmern zu begleichen. 

Aus dem Forderungspaket hatte sich für die meisten 
I<olleg/inn/en eine Forderung als wichtig herausltristalli- 
siert: Wir dürfen uns den freien Samstag nicht wegneh- 
inen lassen. Besonders ältere I<ollegen erinnerten sich 
daran, wie lange es gedauert hatte, die Arbeitszeit von 48 
Stunden mit regelmäßiger Samstagsarbeit auf 40 Stunden 
zu senken. 

Die Kolleg/inn/en spürten, daß dies nicht irgendeine 
Lohnrunde war, sondern daß dies der massive und ag- 

gressive Versuch der Unternehmer war, wichtige soziale 
Errungenschaften wieder abzubauen. Ihnen war auch 
bewußt, daß sich die Unternehmer unsere kleine Ge- 
werkschaft ausgeguckt hatten, um stellvertretend für 
alle anderen Branchen die Samstagsarbeit wieder ein- 
zuführen. 3.4.1989 . 
DruPa- Landesbezirk Berlin 

jeder für sich allein? 
Der diesjährige Steik war wie ein Spuk. Kaum war richtig 

darüber nachgedacht, ob die großen Töne, die immer vor 
einer Tarifrunde gespuckt werden, ernst zu nehmen sind, war 
der Arbeitskampf schon wieder vorbei. 8 Tage waren nach 
dem Ende der Friedenspflicht Zeit zu mobilisieren, Öffent- 
lichkeit herzustellen, zu informieren, Solidarität zu organisie- 
ren. Zumindest in Berlin hing alles an den wenigen Aktiven 
im Betrieb, die diesmal augenscheinlich nicht mehr bereit 
waren, alles selber zu machen. 

Keine Flugblätter für die Bevölkerung, gerade mal ein paar 
Rundfunkinterviews, die aber eher dem Interesse der dorti- 
gen Redakteure geschuldet waren, Solidarität zwischen 
Betrieben und Gewerkschaften wurde weder eingefordert 
noch spontan organisiert. Hier und da Soli-Initiativen, »wenn 
die Auseinandersetzungen länger und härter werden soll- 
ten«. Nichts mit demonstrativen Telegrammen, Besuchen, 
Spenden oder Kaffee! Wahrscheinlich waren alle Linken mit 
der »Rot-Grünem-Koalition beschäftigt. 

Aber es gab auch so gut wie keine innergewerkschaftliche 
Öffentlichkeit, kaum Diskussionen über das Vorgehen, nicht 
mal inoffizielle Beratungen und Absprachen. 

Aktiv waren nur 11 Betriebe in der Druckindustrie, 3 in der 
Papierverarbeitung, in denen es oft nur wenige aktive Funk- 
tionäre oder Betriebsräte gab, die sich und den Kollegen 
zutrauten zu streiken. In all diesen Betrieben hat sich gezeigt, 
was wahrscheinlich für die Mehrheit gilt: unabhängig vom 
Streikziel (ausgenommen Papierverarbeitung) hat die alltäg- 
liche gesellschaftliche wie betriebliche Provokation und die 
besondere durch die Kündigung der Spartenanhänge die Kol- 
legen in die Startlöcher gebracht. Es brauchte nur jemanden 
mit 'nem Schild vorm Tor oder einen offiziellen Gewerk- 
schaftsaufruf, und die meisten machten mit. Die Begeisterung 
hielt sich in Grenzen, die sprühenden Ideen, das kreative 
Chaos, Hektik, harte Diskussionen unter den Kollegen fehl- 
ten. Treffende Aussage einer Ehefrau, die die Steikenden im 
Fernsehen vorm Betrieb stehen sah: die Gruppe, die da abge- 
filmt wurde, hätte auch an einer Bushaltestelle stehen kön- 
nen. 

Der gewerkschaftliche Organisationszusammenhang im 
Landesbezirk ist desolat. Die flexible Streiktaktik verschärft 
die Lage noch. Organisation ist gar nicht mehr gefragt, nur 
noch einzelne Belegschaften, die kampferprobt, naiv, oder 
mit einem getreuen Funktionärskörper ausgestattet, sich 
freiwillig als Aktionsbetrieb melden. Auch zum allerletzten 
Termin des Hauptvorstands konnten wir noch keineAktions- 
betriebe melden, erst im Dezember hatten wir 12, incl. 
Papierverarbeitung. Alles Kleinbetriebe! Ein einziges 
Arbeitskampfseminar war gut besucht, inhaltliche Diskus- 
sionen fanden auch dort nicht statt. 

Die hauptamtlichen Springer-Betriebsräte verweigern sich 
dem Landesbezirksvorstand. Das hat außer organisationspo- 
litischen Querelen (es wurden bei den letzten Wahlen ein 
paar Springer-Kollegen aus Gremien abgewählt) auch inner- 
betriebliche Gründe. Die Umstellung auf ein neues Redak- 
tionssystem läßt von der Berliner Hochburg der DruPa nicht 
viel übrig. Zwischen Redaktion und Rotation gibt es in 
Zukunft (fast) nichts. Nur von der Rotation wurde bekannt, 



daß sie sich nicht verweigerte, also rief der Landesbezirksvor- 
stand wenigstens die - erst mitten im Streik - zur Urab- 
stimmung, anschließend streikten sie eine Schicht. Ziemlich 
sicher ist, daß auch die andern mitgemacht hätten, sie wur- 
den aber wegen des organisationspolitischen Hick-Hack gar 
nicht erst gefragt. 

Weil man den geschäftsführenden Vorstand kennt, der die 
Streikleitung bildet, wurde schon auf dem Landesbezirkstag 
die Forderung nach einer allgemeinen Mitgliederversamm- 
lung aufgestellt. Wieder ist es dem Vorstand gelungen, dem 
Druck, weil er so zaghaft war, auszuweichen. Politische 
Aktion fand somit überhaupt nicht statt, über Streiktaktik 
und -0rganisation wurde erst im Nachhinein gesprochen. 

Im Verlauf gab es allerdings ein herausragendes Ereignis, 
das einen anderen Aspekt des Arbeitskampfes beleuchtet: 
die Bereitschaft, den freien Samstag zu verteidigen. Der 
Papier- und Kartonagenverarbeiter »Herlitz« ist in Berlin 
neben der Bundesdruckerei nicht nur der größte Betrieb in 
der DruPa, sondern zugleich auch der schwierigste. Die 
Masse der Beschäftigten sind Maschinenarbeiterinnen. Der 
größte Teil von ihnen arbeitet befristet. Herlitz hat immer 
Saisongeschäft! Die Fluktuation der Belegschaft ist atembe- 
raubend. Entsprechend hat der Betriebsrat, der Geschäftslei- 
tung immer die Befristungen gönnend, Angst vor innerbe- 
trieblicher Opposition. Der Organisationsgrad ist sehr nied- 
rig, obwohl der gewerkschaftliche Vertrauenskörper sehr 
bemüht ist. 

Dennoch haben auch hier die Aktivitäten einiger Kollegen 
gereicht, die Masse auch der Unorganisierten zum Streik zu 
bewegen. Kurz vorher gab es noch eine regelrechte Eintritts- 
welle. Hierbei war wohl die zweitwichtigste Ursache, neben 
der Ablehnung von Samstagsarbeit, daß der BR-Vorsitzende 
aus Furcht vor der Opposition sich an die Spitze der Bewe- 
gung setzte. 

Das schnelle Einlenken des Unternehmerverbandes der 
papierverarbeitenden Industrie hat damit wohl zu tun: wenn 
angesichts der Forderung nach Wochenendarbeit sogar 
Belegschaften wie Herlitz, die auch noch überwiegend unor- 
ganisiert sind, vor den Toren stehen, wird mehr verdorben als 
gewonnen. Hier war dem Unternehmerverband wichtiger, 
die Partnerschaft zu erhalten und darauf zu setzen, daß durch 
technische Neuerungen in Zukunft Fakten geschaffen wer- 
den. 

Der Versuch, die schon lange zuvor begonnene gewerk- 
schaftliche .Kampagne gegen ungeschützte Arbeitsverhält- 
nisse « in Zusammenhang mit der Tarifrunde zu steigern, ist 
gescheitert. Die Frauengruppe hat zwar Flugblätter (Wecker- 
Aktion zur 35 Stunden-Woche) dazu verteilt, aber diese Fra- 
gen sind von der Verhandlungskommission fallen gelassen 
worden. 

Die Streiktaktik 

Bei Mercator, einer Belegschaft, die in vielen Auseinan- 
dersetzungen ihre Kampfbereitschaft unter Beweis gestellt 
hat, haben mittlerweile nur noch wenige die Energie, immer 
wieder die Kollegen zu mobilisieren. Es ist auch schwieriger 
geworden durch vielerlei Gründe wie Resignation, Betriebs- 
spaltung und technische Umstellung. Dennoch waren die 
Kolleg/inn/en noch vor Ende der Friedenspflicht zweimal bei 
den Warnstreiks dabei. Neu erprobt wurde hier, im Betrieb 
zu bleiben. Allerdings gab es auch kaum Gegenreaktionen 
des Arbeitgebers, keine Polizei wie noch 1984. Schließlich 
kam von hier, als sie zum dritten Mal den Vorreiter machten, 
obwohl der Unternehmer nicht dem Druckverband ange- 
schlossen ist, die Forderung an den Landesbeiirksvorstand, 
daß auch die anderen Zeitungsbetriebe mit einbezogen wer- 
den müßten. 

Hier zeigte sich das Grundproblem der »neuen«, sparsa- 
men Arbeitskampfweise. Sicher ist es richtig, wenn Urab- 
stimmungen nicht riskiert werden können, wenigstens die 
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Aktiven der Belegschaft mit in die Entscheidung einzubezie- 
hen, ob der Betrieb zum Streik aufgerufen wird oder nicht. 
Wenn sich die Gewerkschaft aber dadurch kampfunfähig 
macht, daß irgendwelche Betriebsräte über den Streikaufruf 
entscheiden, wird bald alles bei den einzelnen Betriebsräten 
liegen: Tarifpolitik und Arbeitskampf. Die Stärke, die aus der 
Verallgemeinerung des Kampfes erwächst, entfällt somit. 

Die Kollegen können schon nicht mehr nachvollziehen, 
wenn ihnen auf die Frage, ob gestreikt wird, zuerst mit der 
großen Geste strikter Geheimhaltung Andeutungen gemacht 
werden und sie dann von einer Minute zur anderen 'rausge- 
hen sollen. 

Beim Volksblatt führte die Unschlüssigkeit der Betriebs- 
räte zu einer unübersichtlichen, scheinbar gut ausgeklügel- 
ten Rein-Raus-Taktik. Um Springer fand ein regelrechter 
Affentanz statt. Den Betriebsräten nicht auf die Füße treten, 
aber an ihnen vorbei dennoch mobilisieren zu wollen, führte 
schließlich zu dem unmöglichen Kompromiß, nur die Rota- 
tion urabstimmen zu lassen. 

Die Streikleitung saß meistens iii der Zentrale und wartete 
auf Vollzugsmeldung. Dies beciwtete vor allem in den klei- 
neren Betrieben, also der Hauptkampffront, eine Uberforde- 
rung der wenigen aktiven Funktionäre. Unterstützung gab es 
faktisch nicht, in einem Fall waren nicht einmal die Aufrufe, 
rechtzeitig um 6 Uhr da, ein anderes Mal trugen sie ein 
falsches Datum. Die Kollegen wurden nicht einmal zusam- 
mengetrommelt, um ein Gefühl vom gemeinsamen Kampf zu 
vermitteln, die nicht streikenden Betriebe waren überhaupt 
nicht einbezogen. Jeder Betrieb stand für sich allein, die 
Bezirksvorstände wurden erst gar nicht informiert. 

Die Aktionen sind trotz allem gut gegangen wegen der 
erstaunlichen Bereitschaft der Mehrheit, auch der unorgani- 
sierten Kollegen, auf die Unternehmerprovokation zu reagie- 
ren. Ein Flugblatt (überall und immer das gleiche), ein Schild- 
chen vorm Tor reichte aus, sie vom Arbeiten abzuhalten. 

Die Forderung nach Urabstimmung wurde zum Ende hin 
aber auch unüberhörbar. Lang wäre es so nicht gelaufen, 
zumal die erste inhaltliche Kritik aufkam - bis Ostern sollte 
ja alles ausgestanden sein. Angesichts des Verhandlungs- 
Schwerpunkts ~Samstagsarbeita fragten Zeitungsbeleg- 
schaften, was denn mit den anderen Forderungen sei. Als die 
Anzahl der zulässigen Samstage laufend anstieg, wurde die 
Verhandlungskommission kritisiert, zumal die mit eingefor- 
derten und verhandelten zusätzlichen finanziellen Anreize 
das individuelle Interesse an Samstagsarbeit erhöhen. 

Wie mager das ~&ebn i s  ansonsten ausfiel, mit lauter 
mkannx- und xsol1.-Bestimmungen garniert, fällt jetzt erst 
richtig auf. Wegen der veralteten Spartenanhänge soll man 
froh sein, daß man sie noch hat. Für die Teilzeit- und Abruf- 
arbeit von Frauen haben die Betriebsräte auch nichts an die 
Hand bekommen. Ob Samstagsarbeit oder nicht, haben die 
Betriebsräte auszukämpfen, die Haupttendenz ist bestätigt: 
die Belegschaften sind immer mehr auf sich allein gestellt, 
mittlerweile nicht mehr nur zwischen den Tarifrunden. Bleibt 
nur zu hoffen, daß die politisch weitsichtigen Kollegen, die 
die praktische Zusammenarbeit forcieren, sich nicht in der IG 
Medien-Konstituierung vor Ort aufreiben. 11. 4. 89 M 

Philips- Forschungslabor Hamburg 

Seit mehr als fünf Monaten wehrt sich die Belegschaft des 
Philips-Forschungslabors in Hamburg gegen die Verlagerung 
großer Teile des Betriebs. 

280 von 380 Beschäftigten sollen in Hamburg ihren Arbeits- 
platz verlieren und einen Arbeitsplatz im Philips-For- 



schungslabor Aachen angeboten bekommen. Dort will der 
Philips-Konzern dann aber in den nächsten Jahren 150 
Arbeitsplätze abbauen. Für die 100, die in Hamburg bleiben 
sollen, dürfte das Aus nur eine Frage der Zeit sein. 

Philips zerschlägt mit dieser Maßnahme einen jener 
»High-Techa-Betriebe, die angeblich einen Ausweg aus der 
Krise der kapitalistischen Wirtschaft ermöglichen sollen. 
Getroffen werden Beschäftigte, die sich in der Vergangenheit 
zum großen Teil selbst als unverzichtbare Träger des wissen- 
schaftlich-technischen Fortschritts gesehen haben. 320 der 
380 Beschäftigten sind Angestellte, 225 mit Hochschul- oder 
Fachhochschulabschluß, 60 mit Doktortitel. 

Daß in solchen Betrieben Maßnahmen des Managements 
auf nachhaltigen Widerstand stoßen, ist ungewöhnlich. Es 
zeigt, daß die Wirkungen von Arbeitslosigkeit und Krise 
inzwischen Gruppen von Beschäftigten erreichen, die weithin 
als priviligiert gelten und sich häufig auch selbst so sehen. 

Nach dem 21. 11. 88, der Bekanntgabe der Philips-Pläne, 
entwickelte sich binnen kurzer Zeit eine umfangreiche und 
im Betrieb breit getragene Kampagne zur Information der 
Öffentlichkeit und zur Einwirkung auf das Philips-Manage- 
ment und die Hamburger Politik: Demonstrationen, unge- 
zählte Betriebsversammlungen, Besuche bei allen anderen - Hamburger Philips-Betrieben, zum Teil mit der gesamten 
Belegschaft, Informationsstände, Auftritte auf Veranstaltun- 
gen. 

Treibender Faktor für diese Aktivität war nicht nur die 
unsichere, für viele nicht tragbare Perspektive in Aachen. 
Eine wesentliche Rolle spielte das Gefühl, übergangen wor- 
den zu sein, mit fadenscheinigen Argumenten abgespeist zu 
werden, nicht mehr wertvoller Mitarbeiter, dessen Beiträge 
erwünscht sind, sondern zu verlagerndes Objekt zu sein. Die 
Hoffnung, Philips davon überzeugen zu können, daß die 
Maßnahme auch im Konzern-Interesse zurückgenommen 
werden müsse, war in den ersten Monaten ein tragendes 
Element. 50 Kolleginnen und Kollegen tagten z. B. regelmäßig 
in vier »Gegenkonzept-Gruppen«. 

Diese Dokumentation wurde von den Labor-Kolleginnen 
und Kollegen erstellt und von der IG-Metall herausgegeben. 
Zu beziehen über: Betriebsrat Philips-Forschungs1abor Ham- 
burg, Vogt-Kölln Straße 30, 2000 Hamburg 54. 

Durch ihren Widerstand werden die Aktiven und zum Teil 
die gesamte Belegschaft mit Fragen konfrontiert, die weit 
über die Ebene des Betriebes hinausweisen: 

Die Zerschlagungspläne für das Hamburger Labor sind 
Teil einer globalen Strategie des Philips-Konzerns, die auf 
Verbesserung der internationalen Konkurrenzposition und 
auf Vorbereitung für den europäischen Binnenmarkt zielt. 
Die Kollegen bringt das in die unangenehme Situation, daß 
ihre Gesprächspartner im Betrieb und in der bundesdeut- 
schen Konzernzentrale die Entscheidung, gegen die sie 
kämpfen, nicht getroffen haben, wenigstens nicht allein. 
Andererseits ist ihr Kampf ein weiteres Beispiel und ein 
Vorbote für Auseinandersetzungen, die auf die Arbeiter- 
schaft in allen europäischen Ländern zukommen, wenn die 
Konzentrationsbemühungen der Konzerne sich im Zusam- 
menhang mit dem EG-Binnenmarkt '92 ausweiten und 
beschleunigen. 

Die Ansiedlung von »High-Techa-Unternehmen ist zentra- 
les Ziel nicht nur der Hamburger Wirtschaftspolitik. Mit 
einem Subventionswettlauf, der nur die Bedingungen der 
Konzerne verbessert, versuchen Bürgermeister und Mini- 
sterpräsidenten, sich die Schnäppchen abzujagen. Die Kolle- 
ginnen und Kollegen im Forschungslabor machen die Erfah- 
rung, daß Hamburger Senatspolitiker den Abzug des Labors 
zwar einerseits als Schlag gegen ihre Bemühungen empfin- 
den, sich aber andererseits scheuen, das offen zu kritisieren. 
Sie wollen Philips (mit 9300 Beschäftigten größter privater 
Arbeitgeber der Hansestadt) und andere Investoren nicht vor 
den Kopf stoßen. 

Durch die Auseinandersetzungen um Kernenergie, 
Umweltschutz, Gentechnik und Rüstung wie durch die 
Erfahrungen mit dem Einsatz von Büroautomation hat der 
technische Fortschritt in Teilen der Bevölkerung seine 
Unschuld längst verloren. In der Auseinandersetzung um 
ihre Arbeitsplätze stellen die Philips-Kolleginnen und Kolle- 
gen fest, daß sie nach dem Inhalt ihrer Arbeit gefragt werden. 
Sie treffen auf Menschen, die z.B. keine Unterschrift geben 
wollen, weil sie kein Interesse am Erhalt von Arbeitsplätzen 
haben, an denen - wie im Labor zum Teil der Fall - für 
Büroautomation geforscht wird. Diese Fragen sind für die 
meisten neu. Eine Antwort darauf zu finden fällt schwer. 

Die vielfältigen Aktionen und die erarbeiteten Argumente 
der ersten Monate bewegten Philips nicht zum Einlenken. 
Vorgelegte Konzepte wurden vom Tisch gewischt, die Bera- 
tungen am 31. März 1989 für beendet erklärt, eine Einigungs- 
stelle angerufen, um den Betriebsrat zum Abschluß eines 
Sozialplans zu zwingen. 

Wollte sie nicht aufgeben, mußte die Belegschaft einen 
Schritt weitergehen, über die bisherigen Aktionen und über 
den eindeutig legalen Rahmen hinaus. Trotz vieler Angste, 
Zweifel und Bedenken besetzten 130 Kolleginnen und Kolle- 
gen in der Nacht vom 5. auf den 6. April das Labor, um Philips 
zu ernsthaften Verhandlungen zu bewegen. Zahlreichen 
Gästen, Angehörigen, Unterstützern aus anderen Philips-Be- 
trieben, Gewerkschaften und Parteien und Journalisten 
wurde der Zugang zum Betriebsgelände ermöglicht. Die 
Geschäftsleitung des Labors war während der Nacht in der 
Chefetage anwesend und reagierte relativ verhalten. Die 
Besucher wurden vom Werkschutz darauf hingewiesen, daß 
sie Hausfriedensbruch begingen, das Werkstor blieb - nach 
kurzen Auseinandersetzungen - die Nacht über offen. 

Nach zahlreichen Solidaritätserklärungen, dem hervorra- 
genden Auftritt einer Kabarett-Gruppe und einer Dichterle- 
sung war die Angst verflogen und die Stimmung nicht besser 
denkbar. In den nächsten Tagen zeigte sich, daß auch die 
meisten der Kolleginnen und Kollegen, die in der Nacht nicht 
dabei waren, von dieser Stimmung erfaßt wurden. 

Ein sofortiger Erfolg der Aktion - die Rückkehr zu Ver- 
handlungen - stellte sich nicht ein. Die Belegschaft richtet 



sich jetzt auf eine längere Auseinandersetzung ein, um das 
durchzusetzen, während Philips hofft, daß der gewonnene 
Elan wieder verfliegt. 

»Die Nacht« hat die Voraussetzungen für das weitere 
Durchhalten verbessert: Das »Wir-Gefühl« der Belegschaft 
ist gestärkt, die eigene Kraft und die Unterstützung von 
außen wurden deutlicher. Die Geschäftsleitung, die der 
Belegschaft diese Steigerung der Aktionen wohl nicht zuge- 
traut hatte, ist unsicherer geworden, wie sie mit den Kolle- 
ginnen und Kollegen und den Konzernplänen umgehen soll. 

19. April 1989 B 

Betriebsversammlung bei coop-Nord 

Nach uns die Sintflut - mehr 
haben sie nicht zu sagen 

Hamburg war seit Beginn des Jahrhunderts eine Hochburg 
der SPD und der Gewerkschaften. Grundlage dieses beson- 
ders starken sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen 
Einflusses waren die Presse (Hamburger Echo) und ihre 
Druckerei, die Betriebe der Gemeinwirtschaft (Neue Heimat, 
Bank für Gemeinwirtschaft und Volksfürsorge-Versicherung) 
und die Konsumgenossenschaften. Zu den bedeutendsten 
Konsumgenossenschaften im Deutschen Reich gehörte die 
Hamburger »Produktion. mit eigenen Betrieben (Bäckerei, 
Fleischwarenfabrik, Schokoladenfabrik U. a.) 

Nach dem 2. Weltkrieg begründeten diese Organisationen 
erneut die starke Stellung der Sozialdemokratie und der 
Gewerkschaften. Aber nichts bleibt,wie es ist: Eine sozialde- 
mokratische Presse gibt es nicht mehr, die »Neue Heimat< 
geriet in Konkurs, Volksfürsorge und Bank für Gemeinwirt- 
schaft wurden verkauft, um das Neue Heimat-Desaster aus- 
zugleichen. Die »Produktion« wurde unter dem Dach der »CO 

o p ~  mit den meisten anderen gewerkschaftlich beeinflußten 
Konsumgenossenschaften der BRD zu einem Unternehmen 
vereinigt. Gerettet wurden sie deswegen nicht, die Beleg- 
schaften dieses genossenschaftlichen Unternehmens stehen 
jetzt, von SPD und Gewerkschaften verlassen, im Regen. Der 
nachfolgende Bericht schildert das Ende auch dieser letzten 
Säule reformistischer »Trutzburgen«. 

Über 2 500 Beschäftigte der CO op-Nord waren am 20. März 
auf der Betriebsversammlung der CO op-Nord im Hamburger 
Congress-Zentrum versammelt. Sie erwarteten mit Span- 
nung, daß ihre Arbeitnehmer-Vertreter aus dem Aufsichts- 
rat, führende Gewerkschafter oder Vertreter des Gesamtbe- 
triebsrates ihnen Informationen geben würden darüber, was 
sie in den letzten Wochen und Monaten nur aus Zeitungen, 
Funk und Fernsehen über ihre Unternehmer erfahren hatten. 
Unter den Belegschaftsangehörigen sind viele junge Kolle- 
ginnen und Kollegen, die jetzt erste praktische Erfahrungen 
mit Gewerkschaften und Arbeiterbewegung machen, die ihre 
zukünftige Einstellung mitbestimmen werden. 

Hatten die DGB-Gewerkschaften bisher gehofft, mit der 
Liquidierung der Neuen Heimat, dem Verkauf der CO op-An- 
teile (39 %),von BfG und Vofü aus dem finanziellen Dilemma 
der »Gemeinwirtschaft» herauszukommen, so sind sie inzwi- 
schen von der Wirklichlteit eingeholt worden. 

Döding und die NGG 
»Das Debakel um CO op hat seiner Karriere ein abruptes 

Ende gesetzt». So schreibt die »Zeit« zu dem Versuch des 
NGG-Vorsitzenden und Aufsichtsratsmitgliedes Döding, 
sich der Verantwortung zu entziehen, indem er sich das 
Leben nehmen wollte. Dieser Schritt löst keines der anste- 
henden Probleme der DGB-Gewerkschaften, auch wenn er 
damit versucht hat, sich sauberer zu entziehen als der 

schmutzige Bernd Otto - ein Zögling OskarVetters - , der 
sich mit seinem »Eigentum« in die Sicherheit Südafrikas 
begab und damit die Gewerkschaftsmitglieder, die durch ihre 
Beiträge seine »Karriere« mit finanzierten, noch verhöhnte. 
Döding hat inzwischen sein Aufsichtsratsmandat niederge- 
legt - auf Anraten der Ärzte! Politische Ratschläge in dieser 
Richtung aus den Reihen des DGB-Apparates gab es wohl 
nicht oder sie entsprachen dem. Warum ließen sie seine 
Karriere nicht so enden, wie die des Herrn Lappas, der sich 
nach dem Versuch, als Märtyrer in die Seniorengalerie »ver- 
dienter~ Gewerkschafter (darin unterstützt von Steinkühler 
auf dem IGM-Gewerkschaftstag) einzureihen, mit einer 
hohen Abfindung und Pension zurückziehen konnte? Und er 
hat schnell noch einen Beratervertrag von seinen Freunden 
in der CO op mitgenommen. Der »Spiegel.:»Daimler mit 
Chauffeur, Büro mit Sekretärin, Auslandsreisen I .  Klasse, 
unbegrenztes Spesenkonton. 

Der Bezirksvorsitzende der HBV-Nordmark, Hauschild, 
hatte auf dem Gewerkschaftstag (3.11.88) davon gesprochen, 
daß die Verantwortlichen in Gemeinwirtschaft und Genos- 
senschaften „in der Regel durch genossenschaftlichen, par- 
teipolitischen oder gewerkschaftlichen Einfluß in diese Posi- 
tionen gekommen sind. Die haben aber vergessen, woher sie 
kommen«. Ein klein wenig hat er damit das Dilemma der = 

Gewerkschaften gelüftet. Da die Gewerkschaftsvorstände die 
gewerkschaftlichen Unternehmen wie kapitalistische Kon- 
zerne managen wollten, kauften sie die Leute, die sie für diese 
Politik brauchten - und die sich kaufen ließen. Vorausset- 
zung für »Karriere« im Gewerkschaftsapparat sind heute 
Betriebswirtschaftslehre, Betriebspsychologie, kaum noch 
Erfahrungen im Klassenkampf, schon gar nicht der für veral- 
tet erklärte Marxismus. Solche Sozialpartnerschaft wie 
Döding sie praktizierte - ungeschminkt und hemmungslos 
»war manchen Kollegen im Gewerkschaftslager eher 
suspekt«, stellt die »Zeit« fest. 

Wer aber Gewerkschaften und Genossenschaften und 
Gemeinwirtschaft wie kapitalistische Unternehmen 
managte, mußte auch die Methoden der kapitalistischen 
Konzerne übernehmen: Gewinnstreben, Ellenbogen, Bezie- 
hungen ausnützen, Seilschaften für die Karriere bilden. So 
gesehen sind weder Vietor, noch Otto und/oder andere Per- 
sonen einmalige Unglücksfälle, sondern Ergebnis einer Poli- 
tik, die die Gewerkschaften politisch zugrunde richtet. So 
gesehen ist der starke Beifall, den die auf der Betriebsver- 
sammlung gestellte Frage „Waren es Manager oder Verbre- , 
cherl* erhielt, eine deutliche Antwort der Belegschaft. Der 
Bruch mit dieser für die Arbeiterklasse schädlichen Politik ist 
der einzige Ausweg aus der Krise. Diesen Bruch können nur 
diejenigen in die Wege leiten, die jetzt schon offen ausspre- 
chen, wie der Zustand der Gewerkschaften und »ihrer. 
Betriebe ist und den Mitgliedern die Augen darüber öffnen. 
Durch Finanzreformen - wie sie der DGB jetzt plant - kann 
die politische Krise der Gewerkschaften nicht überwunden 
werden. 

Auf dem Gewerkschaftstag der HBV hatte Kollege Hau- 
schild auch die Hoffnung ausgesprochen, daß es als Folge des 
Einstiegs der Banken bei der CO op »keine Arbeitsplatzverlu- 
ste gibt und die angestrebte Transparenz innerhalb der Kon- 
zernfinanzen zu einer soliden Geschäftspartnerschaft zwi- 
schen CO op und den Banken führt . . .«. Inzwischen haben die 
Banken in letzter Minute - so die offizielle Feststellung - 
einen Konkurs der CO op abgewendet. Was ist aus der Hoff- 
nung nach Transparenz geworden.? 

Auf der Betriebsversammlung erfuhren die versammelten 
Kolleginnen und Kollegen durch einen Geschäftsführer Maly 
zwar, daß es 1989 keine Entlassungen im Bereich der CO 

op-Nord geben wird. Über die anderen Bereiche schwieg er 
sich aus. Und was geschieht 19901 Maly verweist auf ein 
Sanierungskonzept, das bis zum August fertiggestellt werden 
soll. Jedoch heißt es im Strategiepapier des Beraters Schäfer 



(im Auftrage des neuen AR-Vorsitzenden Friedrichs), daß zur 
Sanierung »erhebliche Verzichtserklärungen von seiten der 
Gewerkschaften, die seit Jahren maßgeblich (im) Unterneh- 
men vertreten sind,  verlangt^ werden und daß meine Bereini- 
gung des Ladennetzes um Ca. 350 Objekte. vorgenommen 
werden muß, »die über mindestens 2 Jahre ihre direkten 
Kosten nicht verdient haben«. 

Auf dieses Schäfer-Papier angesprochen, verwies Maly 
darauf, daß Friedrichs 6 Monate für die Erstellung des Kon- 
zeptes braucht. Er könne deshalb jetzt, auf dieser Betriebs- 
versammlung, dazu nichts sagen. So also sieht die Transpa- 
renz aus - Verschleierung und Doppelzüngigkeit. Dabei ist 
die CO op-Industrie bereits verkauft. 

Auf die Produktionsbetriebe war die Genossenschaftsbe- 
wegung einst besonders stolz. Mit ihnen sollte neben dem 
Handelsprofit auf die Produktion selbst Einfluß genommen 
werden. Zwar sind diese Produktionsbetriebe niemals eine 
ernsthafte Konkurrenz für die kapitalistische Industrie 
geworden, aber für die Genossenschaftsmitglieder bedeute- 
ten sie den Angang einer sozialistischen Produktion mit 
arbeiterfreundlichen Lohn- und Arbeitsbedingungen. Der 
erste Produktionsbetrieb, der in den 70er Jahren verkauft 
bzw. stückweise verschleudert wurde, war die Druckerei. 

,Unter denen, die jetzt an die DG-Bank und die BfG für 260 
Millionen verkauft worden sind, sind U. a. die modern herge- 
richtete Fleischwarenfabrik in Oldenburg und die Kakao-und 
Schokoladenfabrik in Dortmund. Daß die Banken dabei ein 
gutes Geschäft machen, versteht sich. Was bleibt für die 
Mitglieder der Genossenschaften ? Eine »Erinnerung«! 

Was haben die CO op-Beschäftigten von der neuen 
Geschäftspartnerschaft mit den Banken zu erwarten? Die 
Arbeitsgerichtsverfahren gegen die Betriebsräte der CO op- 
Nord mit dem Ziel ihrer fristlosen Entlassung gehen weiter. 
Die ultimative Aufforderung Steinborns (2. Vorsitzender der 
HBV) auf dem Gewerkschaftstag an die GL der CO op: »ihr 
habt noch eine Schonfrist, eine allerletzte, bis zum Montag 
. . .« hatte wenig Wirkung bei den damaligen gewerkschaft- 
lich organisierten Vorstandsmitgliedern der CO op, die noch 
unter dem Einfluß des DGB standen. Ebenso wenig wie die 
Erklärung der HBV-Hamburg, so lange die Arbeitsgerichts- 
verfahren nicht vom Tisch seien, gäbe es keine Verhandlun- 
gen mit dem Vorstand. Wie sollten die neuen Vorständler 
sich anders orientieren als die alten, wo sie inzwischen unter 
dem Einfluß der Banken stehen? - Im Gegenteil! Die »neue« GL bereitet neue »Strategien« 
vor gegen die Betriebsräte. Sie fordert schon wieder BR- 
Neuwahlen, nachdem die von der alten GL bei den Arbeits- 
gerichten durchgesetzte Neuwahl vom 9. Dezember 1988 
gerade erst stattgefunden hat. Die Vertrauensleute äußern zu 
diesem Punkt: »Der Arbeitgeber muß das Ergebnis der 
Betriebsratswahl vom 9. Dezember 1983 anelhennen. Das 
eindeutige Ergebnis der Betriebsratswahl ist ein übenvälii- 
gender Vertrauensbeweis für die Politik der HBV Hamburg 
bei CO op und vor allem für die Personen, die auf den Listen 
der HBV kandidiert haben.. .C< (2. 3. 89) 

Warum jetzt wieder Neuwahlen? 1988 hatte die GL wegen 
belangloser Ungenauigkeiten bei den Arbeitsgerichten 
Neuwahlen erzwungen. Damals hatte sie eine vom Betriebs- 
rat geforderte Beteiligung der »aufgekauften« Belegschaft 
von Bolle-Safeway abgelehnt. Das sei immer noch ein ande- 
rer Betrieb, meinte die GL. Jetzt fordert sie Neuwahl, weil 
Bolle-Safeway zur CO op-Nord gehört. 

Obgleich Bolle-Safeway zur CO op-Nord gehört, fanden 
aber zwei getrennte Betriebsversammlungen am selben Tag 
tur selben Stunde an verschiedenen Orten statt, obgleich es 
noch genüqend Platz auch für diese Belegschaft und deren 
Betriebsrat im CCH gegeben hätte. Die GL hofft, in Betriebs- 
rat und Belegschaft dieses neuen Betriebsteils den Hebel zu 
finden, um die Belegschaft von CO op-Nord auseinanderdivi- 
dieren zu können. Die Betriebsräte von Bolle gehören bis auf 

zwei der DAG an. 1988 versuchte die damalige GL, die NGG 
zu Vorreitern ihrer Interessen gegen den BR zu machen, jetzt 
versucht sie e:; mit der DAG. 

Treten die Arbeitnehmer-Vertreter 
im Aufsichtsrat zurück? 

Ein einziges Mitglied des Aufsichtsrates, Albers, (Ham- 
burger Liste), der nach den von Hauschild geschilderten 
»demokratischen« Methoden in den Aufsichtsrat kam, mel- 
dete sich am Schluß der Betriebsversammlung doch noch zu 
Wort. Endlich kommt einer aus dem Aufsichtsrat? Seine 
kurze Erklärung: Er wolle nicht wie soeben angekündigt als 
AR-Mitglied sprechen, sondern als Mitglied der Rentenzu- 
schußkasse. Was hätte er auch sagen sollen? 

Der HBV-Vertrauenskörper bei CO op-Nord hat den Rück- 
tritt der Arbeitnehme~ertreter im AR gefordert. Der Ver- 
trauensleutekörper hat se lückenlose Aufklärung der Vor- 
gänge« gefordert. Auch die DAG fordert »den sofortigen 
Rücktritt der AN-Vertreter im Aufsichtsrat; denn auch die 
haben fleißig mitgestimmt und die Vorstandspläne und Tan- 
tiemen in Millionenhöhe bewilligt. Sie sind ihrer Rolle und 
ihrem Auftrag nicht gerecht geworden#. Die DAG hat keine 
Vertreter im AR und sogar der DAG-Sprecher auf der 
Betriebsversammlung mußte einräumen, daß er sich nicht 
sicher sei, daß DAG-Aufsichtsräte sich anders verhalten hät- 
ten als die übrigen. Die DAG weist die Aufklärung der krimi- 
nellen Taten den Staatsanwälten zu. 

Gerade das aber ist der falsche Weg, wenn der Kampf um 
die Sicherung der Arbeitsplätze und die Verteidigung der 
Arbeitsbedingungen Erfolg haben soll. Die Vertreter der 
Belegschaft und die Belegschaft selbst müssen die Aufsichts- 
räte, die sie gewählt haben, kontrollieren. Kein Vertreter aus 
dem Aufsichtsrat oder aus dem Gesamtbetriebsrat hielt es 
für nötig, auf dieser großen Betriebsversammlung zu den 
Vorkommnissen das Wort zu ergreifen, obgleich immer wie- 
der Information von der Belegschaft gefordert wurde. Der 
Vertrauensleutekörper HBV-CO op-Nord beschloß in seiner 
Sitzung vom 2. 3. 89; .Die Mitarbeiter des Unternehmens 
haben einen Anspruch darauf, über die Vorgänge der Ver- 
gangenheit vollständig aufgeklärt zu werden.. .<(. (Maly emp- 
fahl, nicht auf der Vergangenheit rumzureiten, sondern die 
Zukunft aufzuzeigen.) 

»Die Vertrauensleute der HBV erwarten insbesondere eine 
restlose Aufklärung der etwaigen Verstrickungen von 
Gewerkschaftsvertretern in die Machenschaften bei CO op. 
Wir erwarten von jedem haupt- oder ehrenamtlichen Funk- 
tionär oder Mandatsträger die Versicherung, keine persönli- 
chen Vorteile aus seinerPosition bei CO op gezogen zu haben. 
Dies hat im Interesse der Glaubwürdigkeit der Gewerkschaft 
insgesamt schonungslos zu erfolgen. Die Vertrauensleute 
fordern den Rücktritt aller Arbeitnehmervertreter/innen in 
den Aufsichtsräten der CO op. Mit einem solchen Schritt 
dokumentieren diese Aufsichtsräte ihre Bereitschaft, an einer 
zukunftsorientierten Neuordnung des Konzerns mitzuwirken. 
Die Vertrauensleute der HBV-OV-Hamburg bei CO op for- 
dern die HBV-Kollegen und Kolleginnen ... (folgen deren 
Namen) auf, von ihren Aufsichtsratsmandaten zurückzutre- 
ten.« 

Einst wollten die Führungen der SPD und der Konsumge- 
nossenschaften das kapitalistische System mit sozialisti- 
schen oder gemeinwirtschaftlichen Tendenzen durchsetzen 
und ohne revolutionäre Unruhen überwinden. Lang, lang ist 
es her! Umgekehrt ist es jetzt gekommen: Genossenschaften 
und Gemeinwirtschaft sind von kapitalistischen Tendenzen 
zersetzt worden, und die Ursachen sozialer Konflikte wurden 
nicht beseitigt, nur verpfuscht. Immer wieder dienten beson- 
ders nach dem Ende des 2. Weltkriegs Gemeinwirtschaft und 
Genossenschaften dazu, Arbeiter und Angestellte mit dem 
Kapitalismus zu versöhnen, indem sie zu Kleinaktionären, 
Kleinkapitalisten und Arbeiterbürgern werden sollten. Die- 
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ses politische Konzept ist zusammengebrochen. Es ist schon 
frappierend, mit welcher zur Schau getragenen Unberührt- 
heit und Stillschweigen Gewerkschaftsführung und SPD die 
Demontage und Beerdigung der Konsumgenossenschaften 
an sich vorbeirauschen lassen. Als ob sie niemals etwas 
damit zu tun gehabt hätten! Nicht nur die Gewerkschafter, 
Genossenschafter, auch die Beschäftigten lassen sie im 
Regen stehen und überlassen es den nachgeordneten Sekre- 
tären am Ort, die Suppe auszulöffeln. Wer trug die Verant- 
wortung bei der Besetzung der Vorstandsposten bei CO op 
und wo sind die Verantwortlichen jetzt? Werden auch die 
Mitglieder der SPD die Beschäftigten der CO op im Stich 
lassen? 8. 4. 89 W 

Lehrerstreik in Hessen 
Im März 1988 beschließt die hessische Landesregierung, 

von der Arbeitszeitverkürzung im Öffentlichen Dienst die 
hessischen Beamten auszunehmen. In allen anderen Bundes- 
ländern wird die Arbeitszeitverkürzung für Beamte über- 
nommen. Bezüglich der Lehrer kommt auf Ministerpräsiden- 
tenkonferenzen keine Einigung zustande. Die Ausgangslage 
sowohl finanzieller als arbeitszeitlicher Art sei zu verschie- 
den. Nach und nach erklären alle Länderregierungen bis auf 
Hessen, auf die eine oder andere Weise die Arbeitszeit auch 
für Lehrer zu verkürzen. Dies ist fast immer so geplant, daß 
kaum oder gar keine neuen Stellen geschaffen werden. 

Währenddessen legt die hessische Regierung einen Maß- 
nahmenkatalog vor: »Statt Arbeitszeitverkürzung der 
gesamtstaatlichen Verantwortung gerecht werden«, der z.B. 
für einige Beamtengruppen Beförderungen vorsieht und im 
Justizbereich Entgeltung der Uberstunden. Die Umsetzung 
der 39-Stunden-Woche für Arbeiter und Angestellte bedeu- 
tet in weiten Bereichen freitags früher Schluß. Dies soll auch 
für Beamte gelten, die eine fehlende Stunde soll vorgearbei- 
tet werden. 

Die GEW muß selbständig handeln 

Während es in der Gewerkschaft der Polizei keine einheit- 
liche Linie zur Arbeitszeitverkürzung gibt, stellt die ÖTV 
Überlegungen an, wie sie den GEW-Protest solidarisch 
unterstützen kann, d. h., daß in der ÖTV keine nennenswerte 
Kraft zum Widerstand gegen dieNichtübernahme desTarif- 
rrgebnisses drängt. 

Die GEW hatte auf einen gemeinsamen Kampf der Öffent- 
lichen Dienst (0D)-Gewerkschaften gesetzt, wenn über- 
haupt, dann konnte nur im Schlepptau der Großen die 
Arbeitszeitverkürzung für Lehrer kommen. Der Hauptaus- 
schuß der hessischen GEW faßt dann im September '88 
neben gemeinsamen demonstrativen Arbeitsniederlegungen 
mit den anderen OD-Gewerkschaften bereits ein eigenstän- 
diges Vorgehen der GEW ins Auge. Da die anderen OD-Ge- 
werkschaften nicht mitziehen, bleibt nur das eigene Handeln. 
Im Dezember beschließt eine Landesdelegiertenversamm- 
lung, die GEW-Mitglieder zur Urabstimmung aufzurufen. 

In früheren Jahren wurde den Lehrern die Arbeitszeitver- 
kürzung verweigert, da es nicht genug Lehrer gab. Heute, bei 
einer hohen Lehrerarbeitslosigkeit, soll sie aus finanziellen 
Gründen nicht möglich sein. Das Schlagwort von der Ver- 
greisung der Kollegien geht um, weil wegen zurückgehender 
Schülerzahlen Lehrerstellen gestrichen werden und so 
immer weniger junge Kollegen an die Schulen kommen. In 
Hessen liegt das Durchschnittsalter jetzt schon bei 44 Jahren. 

Die hessische GEW rechnete vor: Im alten hessischen 
Haushalt war eine Steigerung der Personalkosten von 3,5% 
(1989) und 3,6% (1990) vorgesehen. Da der OTV-Abschluß 
geringer war, könnten durch die Einsparungen insgesamt 
1750 neue Lehrerstellen geschaffen werden. 

Aber ist der >Unmut.: der hessischen Lehrer so groß, daß 
sie einen Beamtenstreik auf die Beine bringen? Die Delegier- 
ten der Landesversammlung waren durchaus nicht eupho- 
risch, als sie mit 91 % für die Durchführung der Urabstimmung 
votierten. Da ist das schlechte Image der Lehrer in der öffent- 
lichen Meinung, weswegen viele Lehrer meinen, ein Streik 
und noch dazu ein Beamtenstreik würde eher schaden als 
nützen. Da haben viele bereits resigniert und sich ihre 
Arbeitszeitverkürzung durch freiwillige Stundenreduzierung 
erkauft. Da gab es 1979 und 1986 jeweils 2-stündige Arbeits- 
niederlegungen mit keinem oder geringem Erfolg (abgesehen 
von all den anderen Aktionen). 

Aber: Diesmal wird in anderen Bundesländern eine 
Arbeitszeitverkürzung auch für Lehrer durchgeführt. Das 
verstärkt den Unmut (»Tarifbetrug«), der zudem nicht allein 
wegen der Arbeitszeit vorhanden ist. Seit dem Regierungs- 
wechsel im Sommer 1987 hat es eine Reihe von Anderungen 
in der hessischen Schulpolitik gegeben. Die flächen- 
deckende, für alle Schüler verbindliche Förderstufe (Jahr- ' 
gang 5 und 6) war in einem mühseligen Prozeß von über 10 
Jahren kurz vor dem Regierungswechsel endlich durchge- 
setzt. Die CDU brauchte gerade 1 Jahr, um die ~Zwangsför- 
derstufe.: mit dem mschulfreiheitsgesetz.: wieder abzuschaf- 
fen. 

Die SPD war für die GEW mit ihren Vorstellungen von 
mfortschrittlicheru Schule nie ein zuverlässiger Bündnispart- 
ner gewesen. Nach Wählern schielend war z. B. die Einrich- 
tung von integrierten Gesamtschulen für die SPD meist ein 
Eiertanz. Aber die Zeit der großen Erneuerungen im Schulbe- 
reich, die in den 70er Jahren mit viel Kraftaufwand betrieben 
wurde, ist ohnehin vorbei. Veränderungen werden zur Zeit 
nur noch im kleinen und ziemlich stillen vorgenommen. Die 
Kraft, der Brecheisenpolitik der CDU etwas entgegenzuset- 
zen, ist nicht vorhanden. Das führt zu Resignation und/oder 
Warten auf den nächsten Regierungswechsel. Hinzu kommt 
die besonders für Gewerkschaftsmitglieder zermürbende 
und entsolidarisierende Situation der Konkurrenz der Schu- 
len untereinander. Wegen der rückläufigen Schülerzahlen 
.kämpfen.: Schulen um ihren Erhalt bzw. um den nicht zu 
großen Abbau von Planstellen. 

Unruhe in vielen Lehrerzimmern gibt es auch wegen 
Abordnungen und Versetzungen. Da inzwischen ein eklatan- 
ter Grundschullehrermangel herrscht, werden von Haupt- 
und Realschulen Lehrer abgezogen, die noch nie oder vor 
langer Zeit in der Grundschule unterrichtet haben. Ein Urteil 
des hessischen Verwaltungsgerichts verbietet jetzt den Ein- 
satz von Haupt- und Realschullehrern in Grundschulen. Und 
das ist nicht das einzige Verwaltungsgerichtsurteil gegen 
Maßnahmen des hessischen Kultusministers. 

Vor der Urabstimmung 

Im November 1988 fand in Wiesbaden eine hessenweite, 
von allen ÖD-Gewerkschaften organisierte Demo gegen die 
Nichtübernahme der Arbeitszeit-Verkürzung für Beamte 
statt. Trotz Schneegestöbers kamen mit über 8000 Teilneh- 
mern weit mehr als erwartet. Die große Mehrheit waren 
Lehrer. Im Sonderzug aus Darmstadt reisten auch einige 
hundert Schüler. Diese waren vor allem mobilisiert, weil im 
Darmstädter Raum eine Reihe von Schulen, vor allem Gym- 
nasien, auf Personalversammlungen beschlossen hatten, 
keine Klassenfahrten mehr durchzuführen. Die Schüler hat- 
ten dagegen öffentlich demonstriert. Sie wollten sich nun mit 
ihren Lehrern solidarisieren, forderten aber von ihnen, die 
Lehrer-Arbeitszeit-Verkürzung nicht auf dem Rücken der 



Schüler auszutragen. Damit war die kurz aufgeflackerte Dis- 
kussion, wie man unterhalb der Streikebene den Arbeitgeber 
zum Einlenken bringen könnte, im wesentlichen beendet. 

Zudem hatten die Hamburger Lehrer im Oktober '88 vor- 
gemacht, daß Streik nach Urabstimmung auch in der GEW 
möglich ist. Allerdings waren die Bedingungen in einem 
Stadtstaat bei höherem Organisationsgrad bedeutend bes- 
ser. 

Auch das Bremer Urabstimmungsergebnis und die 
Arbeitsniederlegung wurden begrüßt, spielten aber in den 
Diskussionen kaum eine Rolle. Allen war klar, in Hessen 
würde es sehr knapp werden mit den nötigen 75%. Von der 
Wallmann-Regierung war in Bezug auf Disziplinierungsmaß- 
nahmen ein schärferes Vorgehen zu erwarten als von sozial- 
demokratisch geführten Regierungen. Die Einleitung von 
Disziplinarverfahren wurde angedroht, bislang hatte es nur 
»Mißbilligungen« gegeben. Dies und eine Geldbuße von je 
nach Rang bis zu einem Monatsgehalt und der Abzug des 
Gehalts für den Streiktag war den Streikenden sicher. Weiter 
wurde eine Beförderungssperre für die nächsten 3 Jahre 
angedroht. Die hessische Landesregierung versuchte auch 
mit gerichtlichen Mitteln die Urabstimmung und den evtl. 
Streik zu untersagen und bekam vom Verwaltungsgerichts- - hof in Kassel schließlich bestätigt, daß das Streikverbot des 
Kultusministers rechtmäßig sei. Eine Urabstimmung, so die 
Regierung, störe die öffentliche Sicherheit und Ordnung und 
habe zu unterbleiben. An den meisten Schulen wurde die 
Urabstimmung dennoch auf dem Schulgelände durchgeführt. 
Sie dauerte 3 Tage, und das Ergebnis wurde auf einer Presse- 
konferenz bekanntgegeben. Die Geheimniskrämerei um die 
Zahlen war groß. Die einen legten großen Wert auf Zahlen- 
ehrlichkeit - mehr als 10000 Disziplinarverfahren, d. h. Leh- 
rerInnen, die tatsächlich die Arbeit niedergelegt haben, bie- 
ten mehr Schutz. Den anderen war das Erreichen der 75% 
wichtig. 

Der Streiktag, und was dann? 
Die 77,3% (= 10300 GEW-Mitglieder von Ca. 45000 hessi- 

chen LehrerInnen insgesamt) Ja-Stimmen waren dann nicht 
überwältigend, aber nach den massiven Drohungen durch 
die hessische Landesregierung doch ein gutes Ergebnis. Am 
Streiktag, dem 2. 3. 89, kamen am hessenweiten zentralen 
Kundgeburigsort Frankfurt Ca. 1 5000 Menschen zusammen, 

- darunter auch Eltern und Schüler und eine Reihe von unor- 
ganisierten LehrerInnen. Ganz vereinzelt waren einige OTV- 
Transparente auf dem Demozug zu sehen, auf den Kundge- 
bungen in der Festhalle und auf dem Römerberg sprach 
niemand von der OTV. Franz Steinkühler, der hessische 
DGB-Vorsitzende Jungmann und der stellvertretende DGB- 
Bundesvorsitzende Fehrenbach erklärten ihre solidarische 
Unterstützung. 

Die Regierung bezeichnete den Streiktag als »Schlag ins 
Wassere und setzte ihre Disziplinierungsversuche fort: Es 
sollen Mißbilligungen ausgesprochen werden gegen diejeni- 
gen ca. 20000 LehrerInnen, die sich in Zeitungsanzeigen 
namentlich gegen die Politik der Landesregierung ausge- 
sprochen hatten. Schulleiter sollen mitteilen, was sie gegen 
Schüler unternehmen, die am Streiktag unentschuldigt dem 
Unterricht ferngeblieben sind und an Schülerdemos teilge- 
nommen haben. Und außerdem sollen die Disziplinarverfah- 
ren in aller Eile bis zum Sommer durchgezogen sein. So 
bekamen denn auch viele der am Streik Beteiligten bereits 
vor den Osterferien entsprechende Mitteilungen. 

Schon am Streiktag selbst fragten viele, wie es »danach« 
weitergehen sollte. Die wenigstens gingen davon aus, daß die 
hessische Landesregierung angesichts streikender Lehrer- 
Beamter nachgeben würde. Auch die hessische GEW hatte 
nicht den möglichen Erfolg des Streiks in den Mittelpunkt 
gestellt, sondern »den aufrechten Gange. Daß die LehrerIn- 

nen trotzdem bereit waren, Disziplinarverfahren und 
Gehaltsabzug auf sich zu nehmen, zeigt, wie weit der Unmut 
geht. 

Die hessische Kommunalwahl eine Woche später machte 
dann auch deutlich, daß die CDU nicht nur in Lehrers' Augen 
abgewirtschaftet hat. Aber einstweilen ist die GEW und sind 
die Mitglieder damit beschäftigt, die Disziplinarverfahren mit 
möglichst viel Sand im Getriebe über die Bühne zu bekom- 
men, für viele »einfache« Gewerkschaftsmitglieder eine 
durchaus sehr unangenehme Sache. 

Die gewerkschaftlichen Mittel im großen Stil sind mit dem 
eintägigen Streik vorerst erschöpft. Die GEW wollte zeigen, 
daß sie kämpfen kann. Das hat sie, aber bislang sieht das 
Ergebnis so aus, daß die »Lösung« die nächste Landtagswahl 
bringen muß. Und bei den Erfahrungen, die mit der Rot-Grün- 
Koalition in Hessen von GEW und LehrerInnen gemacht 
wurden, wird es dann auch nicht wesentlich einfacher. 

Streit ums Wochenende in Stuttgarf 

demonstrierten vor SE1 
Nachdem es IBM in Sindelfingen mit Hilfe des Betriebs- 

rates und des Regierungspräsidiums gelungen ist bei der 
Chipproduktion Samstags- und Sonntagsarbeit durchzuset- 
zen, versucht nunmehr SEL-Stuttgart einen Durchbruch bei 
der Wochenendarbeit zu erzielen. Beim Kabelwerk in Stutt- 
gart Neuwirtshaus (Glasfaserproduktion) sollen, wenn es 
nach dem Willen des SEL-Vorstandes geht, die Maschinen 
künftig auch am Samstag und Sonntag laufen. Betroffen sind 
70 Arbeiter. Im Unterschied jedoch zu IBM ist der Betriebsrat 
des Kabelwerkes, wie auch der gesamte Betriebsrat von SEL, 
gegen die Absicht der Geschäftsleitung. Er repräsentiert 
dabei den Willen der Beschäftigten. Auch einer probeweisen 
Einführung von drei Monaten, vom Regierungspräsidium - 
wie bei IBM - bereits genehmigt, hatte der Betriebsrat 
widersprochen. 

Das Kapital versucht den Tarifvertragsbruch 
Im Metall-Tarifvertrag für Nord Württemberg ist geregelt, 

daß die Ausdehnung der Arbeit auf den Samstag nicht gegen 
d. Zustimmung des Betriebsrates durchgesetzt, sprich: nicht 
über die Einigungsstelle erzwungen werden kann (5  7 MTV). 
Die SEL behauptet, daß es sich bei der Einführung der Conti- 
Schicht um »abweichende« Arbeitszeit handelt und deshalb 
die Einigungsstelle zuständig sei. SEL versucht hier, mit 
einem Trick einen klaren Tarifvertragsbruch durchzusetzen. 
Beim Arbeitsgericht Stuttgart bekam die IGM mit ihrer 
Rechtsauslegung, daß es sich um eine nicht einigungsstellen- 
fähige Ausdehnung der Arbeitszeit handelt, recht. Jedoch 
das Landesarbeitsgericht revidierte die Stuttgarter Entschei- 
dung und verwies die Entscheidungsbefugnis über die 
Zuständigkeit an die Einigungsstelle. Damit war der juristi- 
sche Weg für die IGM erst einmal sehr unsicher geworden. 
Für die IGM geht es hier um eine grundsätzliche Frage. 
Gelingt SEL der Tarifvertragsbruch, bricht ein weiterer 
Damm gegen die Samstags- und Sonntagsarbeit, und es wird 
gleichzeitig der Schutzcharakter des Tarifvertrages in Frage 
gestellt. 

Kundgebung vor dem SEL-Tor 
Die IGM rief zum 17. März (an diesem Datum tagte die 

Einigungsstelle) zu einer Kundgebung vor dem SEL Gebäude 
auf. Bereits auf der Vertreterversammlung hatte es konkrete 
Zusagen für die Teilnahme aus allen wesentlichen Betrieben 
der Ortsverwaltung gegeben, so daß 4-5 000 Metaller erwar- 
tet wurden. Diese Erwartungen wurden weit übertroffen. Laut 



Angaben der IGM versammelten sich 12000, laut Polizei 
10 000 vor dem SEL Gelände. Alles in allem eine beachtliche 
Beteiligung, wenn man bedenkt, daß es nur eine kurze Vorbe- 
reitungszeit gab und die meisten KollegInnen während der 
Arbeitszeit demonstrierten und Lohnabzug in Kauf nahmen. 
In der Öffentlichkeit war die Kundgebung nicht angekündigt 
worden. Das zeigt, daß das freie Wochenende von den Kolleg- 
Innen nicht freiwillig und kampflos geopfert wird und viele 
begriffen haben, daß es nicht nur um eine betriebliche Aus- 
einandersetzung bei SEL geht. 

Die Stimmung auf der Kundgebung war gut - jeder neue 
Demonstrationszug aus den Betrieben wurde mit Beifall 
begrüßt - und der Betriebsratsvorsitzende des Kabelwerkes, 
der Betriebsrats-Vorsitzende von SEL (Glück) und der 
Bevollmächtigte der IGM-Stuttgart (Kemmeth) bekamen viel 
Zustimmung für ihre Reden. Der Betriebsratsvorsitzende des 
Kabelwerkes stellte die Etappen der Auseinandersetzung, 
die über ein Jahr andauert, dar. Glück verwies auf die Uber- 
kapazitäten bei der Glasfaserproduktion und zusammen mit 
Kemmeth prangerten sie immer wieder den Tarifvertrags- 
bruch des Kapitals an und verwiesen auf die Grundsätzlich- 
keit der Auseinandersetzung. Glück forderte das Manage- 
ment von SEL auf, lieber Arbeitsplätze zu schaffen, anstatt 
unnötige Samstags- und Sonntagsarbeit einführen zu wollen. 
(Bei SEL findet seit geraumer Zeit massiver Arbeitsplatz- 
abbau statt.) 

Die Einigungsstelle fällte am 17. März keine Entscheidung, 
weder in der Sache noch ob sie zuständig ist. Ein Spruch soll 
nunmehr Mitte April gefällt werden. Die IGM hat angekün- 
digt, daß sie eine Entscheidung der Einigungsstelle auf kei- 
nen Fall anerkennen wird. 

Die Auseinandersetzung in die Betriebe tragen 
Die IGM-Ortsverwaltung hat offensichtlich die feste 

Absicht, den Konflikt in die Betriebe zu tragen, gefördert 
auch durch die unerwartet große Kundgebung vor SEL. Für 
den 13. und 14. April sind Warnstreiks geplant, obwohl sich 
IGM in der Friedenspflicht befindet. Die IGM demonstriert 
Entschlossenheit. Viele KollegInnen sind bereit mitzu- 
machen, weil sie wissen, wenn SEL durchkommt, kann ihnen 
dasselbe blühen. Weiterhin sollen die Betriebsräte von ihren 
Geschäftsleitungen Vereinbarungen fordern, in denen der 
freie Samstag und Sonntag schriftlich zugesichert wird. 

Darin steckt sicherlich die Chance, die Auseinanderset- 
zung verstärkt in die einzelnen Betriebe zu tragen. Die Unter- 
nehmer sollen Farbe bekennen. Hinter dieser Strategie ver- 
birgt sich jedoch auch die Gefahr, daß die Belegschaften , die 
Vereinbarungen von den Geschäftsleitungen bekommen, 
dann für gemeinsame Aktionen nicht mehr so leicht zu 
gewinnen sind. Dabei kommt es darauf an, die Basis für den 
Konflikt zu verbreitern und die Bedeutung der Auseinander- 
setzung hervorzuheben. Die Kundgebung am 17. März und 
die geplanten Warnstreiks sind ein Schritt in die richtige 
Richtung. 8. 3. 89 H 

Fahrt ins Blaue mit der GHK 

Weitere Aspekte zum Ausgang 

Nach 117 Tagen Arbeitsverweigerung kam die Auseinan- 
dersetzung um den Abschluß eines Tarifvertrages zwischen 
dem Holzwerkbesitzer Mackensen und der Gewerkschaft 
Holz und Kunststoff (GHK) am 27. Januar zu einem abrupten 
Ende. )>Weil uns momentan nichts besseres mehr einfällt«, so 
Bezirksleiter Fischer während der Pressekonferenz am 6. 

Januar in Osterode, lagen nach etwa zwei Wochen über 
zehntausend Unterschriften vor, die zusammen mit einer 
Protestaktion in der Nähe des niedersächsischen Landtages 
Ministerpräsident Albrecht (CDU) bewegen sollten, vermit- 
telnd in den Arbeitskampf einzugreifen. 

Albrecht zeigte sich beeindruckt und reagierte rasch, denn 
inzwischen mobilisierte der DGB Niedersachsen auch lan- 
desweit für eine Großdemonstration in Osterode am Montag, 
dem 30. Januar. Als regierungsamtlicher »Kai aus der Kiste« 
erschien zum Wochenende am Freitag, dem 27. Januar, in 
Nörten-Hardenberg bei Göttingen Albrechts Ministerialdi- 
rigent Schnellecke auf der Bildfläche und vereinbarte eine 
Konfliktlösung, die vor allem die GHK aus der Klemme 
befreite, in die sie sich selbst durch fahrlässige Unterschät- 
zung der Gegenseite, unangemessen zögerliche und 
bereichsbornierte Streiktaktik bugsiert hatte. 

Das dreiseitige Einigungspapier läßt sich nicht beschöni- 
gen: Eindeutiger Punktsieger ist die Unternehmerseite mit 
dem wenig schmerzlichen Zugeständnis eines Haustarifver- 
tragsabschlusses mit der GHK erst zum Jahresende (!), der 
ohnehin nur die nachteiligen Bedingungen festschreibt, aus 
denen die Streikbereitschaft der beteiligten Kolleg/inn/en 
erwuchs. Vereinbarungspunkt 4d: »Der Tarifvertrag tritt am 
1. Dezember 1989 in Kraft und kann von beiden Vertragspar- ' 
teien unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum 
Monatsende, erstmals zum 30. November 199 1, gekündigt 
werden.« 

Entscheidende Voraussetzung für die Vereinbarung war 
die von Mackensen geforderte Bereitschaft der zwei Betriebs- 
räte und einer Arbeiterin, von sich aus formal zum Februar- 
ende zu kündigen, d. h. faktisch nicht mehr in den Betrieb 
zurückzukehren. Unter Punkt 1 heißt es: »Mit Unterstützung 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten Dr. Ernst Alb- 
recht wird dafür gesorgt, daß diesen Arbeitnehmern ange- 
messene Arbeitsplätze in der Region angeboten werden.« 
Die Mission des Ministerialdirigenten trat also in eine wei- 
tere Phase, nach einiger Klinkenputzerei ging diese Zusage 
inzwischen in Erfüllung. Eines der Opferlämmer rutschte in 
eine Umschulungsmaßnahme, der andere vormalige 
Betriebsrat landete in einem Metallunternehmen, die Kolle- 
gin erhielt einen Fließbandjob in einem elektrotechnischen 
Betrieb. Nicht mehr darauf angewiesen zu sein, bei Macken- 
Sen malochen zu müssen, muß nicht unbedingt als Nachteil 
gelten. 

\ 

Von neunzehn Streikenden waren durch Kündigung, 
Betriebswechsel oder Arbeitsaufnahme aus Angst vor mögli- 
chem Rentenausfall zwölf Aufrechte übriggeblieben. Sie 
nahmen am Montagmorgen, dem 30. Januar, nach einer 
Betriebsversammlung ihre Arbeit zu den alten Lohn- und 
Zeitbedingungen wie vor dem Streik wieder auf. Zur notwen- 
dig gewordenen Wahl eines neuen Betriebsrates kandidier- 
ten alle Mitglieder dieser Gruppe auf einer gemeinsamen 
Wahlliste, über den Zeitpunkt der Wahl am 30. März hinaus 
genießen sie Kündigungsschutz bis Ende Juli. Weiterhin 
kandidierte eine Pro-Mackensen-Belegschaftsliste nebst 
einer Angestelltenliste. Einige der auf 37 Leute reduzierten 
Belegschaft nahmen abwesenheit~bedin~t an der Wahl nicht 
teil. Zwar erhielt mit 10 Stimmen einer der Streikteilnehmer 
ein erneutes BR-Mandat, die unternehmertreue Liste und die 
Angestelltenliste erhielten je 16 bzw. 8 Stimmen. Damit hat 
die Mackensen-Betriebsgefolgschaft jetzt die Mehrheit im 
neuen Betriebsrat, ein Konfrontationskurs ist mit Sicherheit 
nicht zu erwarten. Im Gefolge der erfolglosen Streikaktion 
kann Mackensen erneut einen weiteren Pluspunkt verbu- 
chen, er kann ungestörter schalten und walten denn je. 

Vergleicht man diesen vorläufigen Endpunkt der Entwick- 
lung mit den Ausgangsbedingungen vor dem Streikbeginn 
am 5. Oktober 1988 (siehe hierzu Arpo 1/89), so läßt sich 
feststellen, daß für die Beschäftigten in diesem Betrieb ent- 



lohnungsmäßig eine Verbesserung oder Angleichung an die 
üblichen Tarife in der Sägewerksbranche auch für absehbare 
Zeit nicht drinliegt. Mit der Wahl des neuen Betriebsrates ist 
eine konsequente Interessenvertretung zumindest infrage- 
gestellt, der Anteil der gewerkschaftlich Organisierten ist 
beständig durch Arbeitsplatzverlust oder -aufgabe 
geschrumpft. Die Ausgangslage für etwaige Tarifverhand- 
lungen in der Zukunft sieht daher für die GHK bei Mackensen 
nicht günstig aus. Angesichts dieser Bilanz wäre es schon 
erstaunlich, wenn der Organisationsgrad nicht noch weiter 
sinkt. 

Zieht die GHK ehrliche Schlußfolgerungen aus der Bilanz 
des Arbeitskampfes? 

Mit näheren Tatsachen konfrontiert, kommentierten aktive 
Gewerkschaftsmitglieder im regionalen Umfeld den Verlauf 
dieser Auseinandersetzung mit verständnislosem Kopf- 
schütteln. Nicht durch gewerkschaftliche Informationska- 
näle, sondern anhand von Presseberichten wurden Kolle- 
g/inn/en im angrenzenden Bereich Northeim/Göttingen auf 
die Sache aufmerksam. Intern hat die GHK zumindest in 

( ihrem Organisationsbereich spätestens ab November geziel- 
ter um Solidarität nachgesucht. Um es aber nochmals deut- 
lich herauszustellen: Bis Dezemberanfang hatten selbst 
Ortskartellvorsitzende in benachbarten Ortschaften mit 
einer Luftliniendistanz von nicht fünfzehn Kilometern zum 
Schauplatz des Geschehens keinen blassen Schimmer von 
der Situation in Hörden. Am Arbeitsgerichtsstandort Göttin- 
gen hielten es selbst unmittelbar Streikbeteiligte nicht für 
notwendig, Termine bei der Rechtsschutzstelle nebenbei zu 
einem Informationsgespräch beim DGB zu nutzen, dessen 
Türklinke sich dort in Armreichweite befindet. Oder bestand 
kein Interesse am Bekanntwerden einer bereits im Ansatz 
verfehlten Aktion, die irgendwann als Osteroder Lokalkolorit 
verbleiben würde? Beschränktheit oder Kalkül? 

Innerhalb des regionalen Funktionärskörpers der GHK 
kursiert inzwischen als Ursachenerklärung des Mißerfolgs 
der nicht hinreichende Organisierungsgrad der Belegschaft. 
Die Tendenz ist erkennbar: Die streikbereite Hälfte der 
Belegschaft ist am Debakel selbst schuld, da sie vorher nicht 
genügend weitere Arbeitskollegenhnnen zum Gewerk- 
schaftsbeitritt bewogen hatte. Tatsache ist jedoch, daß nach 
jahrelangem Bemühen die Organisationsbereitschaft der 

(- Belegschaft bei etwas mehr als fünfzig Prozent an ihre Grenze 
stieß, selbst unsichere Kantonisten bereits in Kauf genom- 
men wurden, einer von ihnen dann auch rechtzeitig Macken- 
Sen den Termin des Streikbeginns mitgeteilt haben muß. 
Dessen zielsicheres Auftreten direkt am Werkstor läßt kei- 
nen anderen Schluß zu und konterte das kurzsichtige wie 
dürftige Streikrezept der Streikführung bereits während des 
Auftakts. Die ausschließlich passive Methode der schlichten 
Arbeitsverweigerung rief bei den Streikbrechern keine spür- 
baren Selbstzweifel hervor. Uberläufer blieben von dieser 
Seite aus, trotz des Angebots sofortiger Streikgeldzahlung 
bei Arbeitsabbruch und Gewerkschaftseintritt. 

' .Die Siebte am Sonntags, Göttingen, 14. 8. 1988, C. 2. 
In einer Meldung zu den Stellungnahmen von BDA und DGB zu den Fragen der 
von der Bundesregierung eingesetzten nDeregulierungskommissions schreibt 
die Frankfurter Rundschau: nIm einzelnen meinten BDA und DGB übereinstim- 
mend, daß mit der Zulassung untertariflicher Bezahlung eine wesentliche Vor- 
aussetzung für die Tarifautonomie entfallen würde. Beide Organisationen 
bejahten auch die Gefahr einer .ruinösen Konkurrenz. zwischen den Arbeit- 
nehmern, die die Löhne auf Sozialhilfeniveau oder noch darunter absinken 
lassen würde. Arbeitgeber und Gewerkschaften befürworten auch übereinstim- 
mend die Beibehaltung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung (Hervorhe- 
bung Red.). um ~Lohndrückerei und Schmutzkonkurrenz entgegenzuwirken." 
(FR, 6. 4.89, C. 4) Worte und Taten sind zweierlei Dinge, denn die Holzarbeiter- 
Zeitung vermeldet ebenfalls in 3/89, S. 2 unter Tarifreport: *In Rheinland-Pfalz 
sind einige Firmen kurzerhand aus dem Arbeitgeberverband ausgetreten. Sie 
versuchen auf diese Weise, den Verpflichtungen aus dem neuenManteltarifver- 
trag zu entgehen." 

Überraschender als der Streikbeginn hat somit letztlich der 
entschlossene Wille des Seniorchefs gewirkt, soviel eingear- 
beitete Leute der Stammbelegschaft wie möglich auf das 
Werksgelände zu kriegen, um die Produktion aufrechtzuer- 
halten. 

Sein offenes Werben um weitere Arbeitskräfte in 
Zeitungsannoncen, die Zusage von drei Mark Stundenzu- 
schlag für die Streikdauer, die Verkündigung der Aussper- 
rung der Streikenden ab dem 10. Oktober und die Einstellung 
von Leiharbeitern bis zum Jahresende machte nach wenigen 
Tagen seine Absicht deutlich, unbeeindruckt von der Vorge- 
hensweise der GHK diese Kraftprobe über kurz oder lang für 
sich zu entscheiden. Hierzu bemerkt die Holzarbeiterzeitung 
als späte Erkenntnis: .Die GHK hatte es mit einem Gegnerzu 
tun, der sich in unheiliger Allianz mit dem südniedersächsi- 
schen Arbeitgeberverband grundsätzlich einem Tarifvertrag 
entziehen wollte und der sich zu einer Vernichtungsstrategie 
gegen die Streikenden entschlossen hatte« (HZ 3/89, S. 11). 
Sich vernichten zu lassen ist aber eine andere Frage, bzw. 
eine Frage nach den unterlassenen rechtzeitigen Maßnah- 
men, mit denen einer ~Vernichtungsstrategie* zu begegnen 
ist. 

Die Chance, hier neue Pflöcke einzuschlagen, erkannte der 
Geschäftsführer des Arbeitgeberverbandes Freiherr 
v.Wendt allerdings sofort, eröffnete sich doch hier ein 
Übungsfeld, auf dem er sein wenige Wochen vorher unver- 
blümt verkündetes politisches Glaubensbekenntnis glaubte 
umsetzen zu können: »Es geht nicht an, um ein Bild zu 
gebrauchen, daß alle Welt (Arbeitnehmer, Gewerkschaften, 
Politiker, Finanzbeamte, aber auch Otto-Normalverbrau- 
cher) mit dem Melkeimer in der Hand, ein Bündel von Forde- 
rungen und Protesten auf den Lippen, hinter den Unterneh- 
mern (wie hinter den Kühen) herläuft, um ihnen die Milch der 
mühsam und oft gegen den Widerstand der Begehrlichen 
erwirtschafteten Beträge abzumelken. (...) Bei uns wird der 
Unternehmer durch immer neue bürokratische Bevormun- 
dung, gesetzliche Auflagen, kostensteigernde Tarifverträge 
etc., sprich durch außerhalb des Marktes wirkende Mächte, 
seiner freien Betätigungsräume mehr und mehr beraubt. Dies 
darf in unser aller Interesse so nicht weitergehen! Hoffen wir, 
daß die große Deregulierung, die zur Verwirklichung des 
Europäischen Binnenmarktes führen soll, wirklich die Entla- 
stung bringt, die der Unternehmer braucht, um Unternehmer 
und Beweger bleiben zu können - zu unser aller Nutzen!' 

Die Streikführung brauchte von diesem Credo keine 
Kenntnis zu besitzen, um zu wissen, mit welchem Gespann 
sie es zu tun hatte. Die Streikenden selbst jedoch glaubten: 
»wir dachten, das dauert so eine Woche«, und vertrauten auf 
weitere Einfälle ihrer Streikführung. Im Osteroder Kreis-An- 
zeiger erklärte am 8. Oktober Mackensen jun. aufs neue seine 
Position. »Der Geschäftsführer sagte, er sei nicht bereit, mit 
der Gewerkschaft Gespräche zu führen, solange der Streik 
andauert.« Aber was tat die GHK-Streikführung, um ihrer 
Forderung nach einem Tarifvertragsabschluß Nachdruck zu 
verleihen? Mobilisierte sie nach dem verpatzten Streikauf- 
takt umgehend alle Einzelgewerkschaften am Ort und in der 
Region, in Anbetracht der allgemeinen Bedeutung ihrer For- 
derung, suchte sie die Auseinandersetzung am Werkstor 
voranzutreiben, dort praktische Solidarität mit Kolleg/inn/- 
en aus der Umgebung einzuüben, mehr Druck zii entfalten, 
um grundsätzlichen Gewerkschaftspositionen den nötigen 
Ausdruck zu geben? 

Der verantwortliche Streikführer Horst Witte, Geschäfts- 
stellenführer in Alfeld (Leine), gleichzeitig SPD-Bürgermei- 
ster in Duingen bei Alfeld, organisierte in dieser Situation 
eine Ausflugsfahrt mit den Streikenden und ihren Angehöri- 
gen ins Sauerland, »um den Zusammenhalt zu stärken«. Mit 
Geselligkeitspflege aus dem deutschen Vereinsleben gegen 
knallharte Unternehmerpositionen, wer hat hier wen zur 
»Vernichtungsstrategie« ermuntert? 



Kalte Füße statt heißer Herbst 

Auch bei der letzten größeren Unterstützungsaktion - der 
Demonstrationszug von ca. vierhundert Leuten durch Hör- 
den am 10. November - begnügte sich die GHK mit der 
Mobilisierung von Mitgliedern hauptsächlich aus ihrem 
Organisationsbereich. Die Hinhaltetaktik des Freiherm 
V. Wendt geriet dadurch nicht ins Wanken, denn es war 
abzusehen, daß ein Streik auf kleiner Flamme den Unter- 
nehmer kaum rührte, aber die abnehmende Wirkung der 
Arbeitsverweigerung in eine immer wirksamer werdende 
Aussperrung umgeschlagen war. 

Von nun an fand der Arbeitskampf seinen Niederschlag für 
Außenstehende eher in Lokalberichten und Leserbriefen in 
der Heimatpresse. Die Gewerkschaftsseite produzierte eifrig 
von Selbstmitleid getragene Verlautbar~ngen.~ Mackensen 
nutzte die Vorweihnachtszeit flexibler und schaltete: Groß- 
formatige Anzeigen in sämtlichen Regionalblättern unter 
dem Motto ~Mackensen bleibt dem Harz treu und schafft seit 
fünf Generationen mit weitblickender Geschäftsführung 
Arbeitsplätze auch für das nächste Jahrhundert«. Ebenso 
erfreute der notorische Geizkragen auch ehemalige Beschäf- 
tigte spontan mit Präsentkörben und ließ von streikbrechen- 
den Belegschaftsangehörigen im Nachbarort Elbingerode 
(CDU-Mehrheit) dem ev. Pfarrer eine während seiner Weih- 
nachtsfeier gesammelte Spende von sechshundert Mark 
aushändigen, alles mit Bild im »Harzkurier« . . . 

Mit seinem Aktionsverzicht vergab der DGB im Dezember 
sich selbst vorerst die letzte Möglichkeit, in der Öffentlich- 
keit zumindest moralischen Druck auf V. Wendt auszuüben. 
Ein Demonstrationszug oder eine Mahnwache vor seinem 
Stammsitz unweit der Göttinger Innenstadt blieb einer von 
mehreren ungenutzten internen Vorschlägen, um die Ver- 
handlungsposition zu verbessern. 

Die Enttäuschung über das monatelange nutzlose Herum- 
stehen kam nach Neujahr bei den Streikenden in dem 
Wunsch zum Ausdruck, »es muß endlich wieder was 
geschehen!«. So angesprochen bereiteten kurzerhand 
Streiksympathisanten aus Göttingen ein Solidaritätsfest im 
Hördener Dorfgemeinschaftshaus am 7. Januar vor. Leider 
war der Streikführung in den vorangegangenen drei Monaten 
dieser naheliegende Einfall nicht gekommen. Der erhoffte 
Solidarisierungseffekt blieb allerdings aus, trotz vieler münd- 
licher Zusagen blieb auch die Dorfjugend, mit wenigen Aus- 
nahmen, weg. Immerhin erschienen Ca. 50 Aktivist/inn/en, 
vornehmlich der IG Metall und GEW, DKP und Grüne, aus 
dem Bereich Osterode/Herzberg, alles Leute, denen die poli- 
tische Bedeutung dieser Affäre schon frühzeitig klar war. 
Kommentar eines Arbeiters: »Idee war gut, Musik war gut, 
Beteiligung Scheiße!« Die offensichtliche Distanz der Dorf- 
bevölkerung zum Streikgeschehen war frühzeitig zu erken- 
nen, ohne daß von Gewerkschaftsseite überhaupt nur ernst- 
haft überlegt wurde, wie dem begegnet werden könne. 

Glücklich ist, wer vergißt, was nicht mehr zu ändern ist? 

An Solidaritätsspenden gingen bis zum Streikende über 
57000 DM ein. Die von Dezemberanfang an breiter einset- 
zende Unterstützung wirkte sich positiv auf die Durchsteh- 
kraft der Streikenden aus. Dennoch förderten Ungereimthei- 
ten bei der Verwendung der Spendengelder durch die Streik- 
führung einigen Unmut bei den Streikenden. Besonders bei 
der Auszahlung eines »Weihnachtsgeldes«, das weit unter 
fünfhundert Mark blieb, weil vorher durch Auszahlung z. B. 
von Fahrgeld eine rasche Dezimierung des Spendenkontos 
eintrat, verschlechterte sich die Stimmung zusehends. 
Regelnde Eingriffe des Hauptvorstandes führten zu einer 

Tatkräftige Kampf-Unterstützung leistete die IG Chemie, indem sie die Strei- 
kenden zu einer Weihnachtsfeier einlud und Geschenkpakete verteilte. Bei 
diesem Anlaß beklagte sich der zuständige Tarifsekretär darüber, daß V. Wendt 
mich1 Ordnung und Frieden in der Arbeitswelt wolle, sondern Klassenkampf.~ 
(Harzkurier, 12. 12. 88) 

Beruhigung. mit den Restbeständen sind seither auch kündi- 
gungsbedingte Lohnausfälle gemildert worden. Der öffentli- 
che Nachweis der Venvendungszwecke der Spendengelder 
steht aber seitens der GHK immer noch aus. 

Sämtliche Erklärungen der Gewerkschaft nach Streikende 
kommen einem Dankschreiben an Ministerpräsident Alb- 
recht gleich. Abgesehen davon, daß er im anstehenden 
Wahlkampf auf sein Engagement als »Schlichter« verweisen 
kann, wird er dem DGB bei passender Gelegenheit für seinen 
Einsatz eine Quittung abverlangen. In dieser Gesellschaft 
gibt es nichts umsonst. 

Mit ihrer stümperhaften Streiktaktik mißbrauchte die 
GHK-Streikführung den ehrlichen Willen der Streikenden, 
nicht nur für ihre berechtigten Forderungen, sondern auch für 
andere Kolleg/inn/en in der Region ein Beispiel zu setzen, 
sich nicht alles vom Unternehmer gefallen zu lassen. Das 
sozialpartnerschaftliche Grundverständnis der Gewerk- 
schaftsführung hat praktisch Schiffbruch erlitten. Respekt ist 
nach diesem Ausgang bei der Unternehmerseite bestimmt 
nicht zu erwarten, und die Einsicht in die Notwendigkeit 
gewerkschaftlichen Engagements ist mit solchen Methoden 
bei den Werktätigen in der ländlichen Region kaum zu för- 
dern. Unterm Strich bleibt also nichts als selbst herbeige- 
führte Rufschädigung übrig. Möge dieses Debakel wenig- 
stens den Zweck erfüllen, unter Kolleg/inn/en die Erkenntnis 
zu verbreiten, daß gewerkschaftliche Politik auf diese Weise 
die Selbstaufgabe befördert. 20.4. 1989 H 

ca. 28 Seiten A4 . DM 2,- . Erhältlich über: 

GESELLSCHAFT 
ZUR FÖRDERUNG DES STUDIUMS DER 

ARBEITERBEWEGUNG e.V 
Postfach 15 02 47 - 2800 Bremen 15 


	arpo-3-1989-322.tif
	arpo-3-1989-323.tif
	arpo-3-1989-324.tif
	arpo-3-1989-325.tif
	arpo-3-1989-326.tif
	arpo-3-1989-327.tif
	arpo-3-1989-328.tif
	arpo-3-1989-329.tif
	arpo-3-1989-330.tif
	arpo-3-1989-331.tif
	arpo-3-1989-332.tif
	arpo-3-1989-333.tif
	arpo-3-1989-334.tif
	arpo-3-1989-335.tif
	arpo-3-1989-336.tif
	arpo-3-1989-337.tif
	arpo-3-1989-338.tif
	arpo-3-1989-339.tif
	arpo-3-1989-340.tif
	arpo-3-1989-341.tif

